
 

 

 

Endbericht 

Volkswirtschaftliche Relevanz 
der Reha-Kliniken in  
Schleswig-Holstein  
 

Basel/Berlin,  
27.05.2010 
13 - 27023 

Auftraggeber:  
Krankenhausgesellschaft 
Schleswig-Holstein e.V. 
(KGSH) 
Feldstraße 75 
D-24105 Kiel 

Ansprechpartner: 
Oliver Lühr  
Dr. Philip Steden 
 
Mitarbeiter: 
Jan Berewinkel 
Lucas Kemper 
Fabian Sakowski 
 



 

 
Das Unternehmen im Überblick     
 
Geschäftsführer      
Christian Böllhoff      
      
Präsident des Verwaltungsrates     
Gunter Blickle      
       
Berlin HRB 87447 B     
       
Rechtsform       
Aktiengesellschaft nach schweizerischem Recht    
       
Gründungsjahr      
1959      
       
Tätigkeit       
Prognos berät europaweit Entscheidungsträger in Wirtschaft und Politik. Auf Basis neutraler Analysen 
und fundierter Prognosen werden praxisnahe Entscheidungsgrundlagen und Zukunftsstrategien für 
Unternehmen, öffentliche Auftraggeber und internationale Organisationen entwickelt.  
       
Arbeitssprachen      
Deutsch, Englisch, Französisch     
       
Hauptsitz       
Prognos AG      
Henric Petri-Str. 9     
CH - 4010 Basel     
Telefon +41 61 32 73-200     
Telefax +41 61 32 73-300     
info@prognos.com      
      
Weitere Standorte      
Prognos AG    Prognos AG   
Goethestr. 85  Wilhelm-Herbst-Straße 5  
D - 10623 Berlin    D - 28359 Bremen  
Telefon +49 30 520059-200  Telefon +49 421 2015-784 
Telefax +49 30 520059-201  Telefax +49 421 2015-789  
      
Prognos AG    Prognos AG   
Schwanenmarkt 21    Avenue des Arts 39  
D - 40213 Düsseldorf    B - 1040 Brüssel  
Telefon +49 211 887-3131  Telefon +32 2 51322-27   
Telefax +49 211 887-3141  Telefax +32 2 50277-03   
      
Prognos AG   Prognos AG   
Sonnenstraße 14  Werastraße 21-23 
D - 80331 München  D - 70182 Stuttgart 
Telefon +49 89 515146-170  Telefon +49 711 2194-245 
Telefax +49 89 515146-171  Telefax +49 711 2194-219 
     
     
     
Internet      
www.prognos.com     
 



 

 Seite I 

Inhaltsverzeichnis 

0 Management Summary 1 

1 Hintergrund und Untersuchungsauftrag 6 

2 Vorgehen 7 

3 Regionale Abgrenzung der Untersuchungsregion und Kennziffern zur 
Wirtschaftsstruktur 11 

4 Größe und Struktur der Rehabilitationseinrichtungen in Schleswig-Holstein 19 

4.1 Rahmenbedingungen 19 

4.2 Stellung der schleswig-holsteinischen Rehabilitationseinrichtungen im 
Bundesländervergleich 22 

4.3 Die Standorte im Überblick 28 

5 Methodische Grundlagen zur Ermittlung regionalwirtschaftlicher Effekte der 
Reha-Kliniken und Aufbau eines regionalen Wirkungsmodells 30 

5.1 Definition direkter, indirekter und induzierter Effekte 30 

5.2 Ermittlung direkter Effekte mit Hilfe der Befragung 32 

5.2.1 Ökonomische Basisdaten der befragten Einrichtungen 32 

5.2.2 Die befragten Einrichtungen im Bund-Länder-Vergleich 33 

5.3 Ermittlung indirekter Effekte mit Hilfe der Input-Output-Rechnung 40 

5.4 Ermittlung induzierter Effekte – Berechnung des Einkommensmultiplikators für 
Schleswig-Holstein 45 

6 Regionalökonomische Wirkungen des Reha-Sektors 50 

6.1 Direkte Effekte der Reha-Kliniken – Beschäftigte und Wertschöpfung 50 

6.1.1 Beschäftigte bei den Reha-Kliniken 50 

6.1.2 Direkte Wertschöpfung der Reha-Kliniken 51 

6.2 Indirekte Wirkungen aus den Investitions- und Sachausgaben der Reha-
Kliniken 52 

6.3 Einkommensinduzierte Effekte Reha-Kliniken 57 

6.4 Ausgaben der Patienten und Begleitpersonen außerhalb der Reha-Kliniken 58 

6.5 Gesamtwirtschaftliche Wirkungen der Reha-Kliniken in Schleswig-Holstein 60 

6.5.1 Gesamte Wertschöpfungs- und Arbeitsplatzeffekte 60 

6.5.2 Fiskalische Effekte 65 

7 Ausblick: Die künftige volkswirtschaftliche Bedeutung der Rehabilitation 69 

Anhang  72 



 

 Seite II 

Abbildungsverzeichnis 

Abbildung 1: Vorgehen zur Ermittlung der regionalwirtschaftlichen Effekte 9 

Abbildung 2: Das Bundesland Schleswig-Holstein (kreisscharf) 11 

Abbildung 3: Bevölkerung und Bevölkerungsdichte Schleswig-Holstein 12 

Abbildung 4:  Die Wirtschaftsstruktur der Region Schleswig-Holstein anhand der  
Bruttowertschöpfung in den 12 Wirtschaftszweigen 15 

Abbildung 5: Arbeitslosenquoten Schleswig-Holstein 2008 (kreisscharf) 16 

Abbildung 6: Veränderung der Bruttowertschöpfung 2009 gegenüber 2008 
(preisbereinigt) 17 

Abbildung 7: Anzahl der Vorsorge- und Rehabilitationseinrichtungen, aufgestellte 
Betten und Fallzahlen in den Vorsorge- und Rehabilitationseinricht-
ungen 1996, 1997 und 2008 20 

Abbildung 8: Pflegetage, durchschnittliche Verweildauer und Bettenauslastung in 
den Vorsorge- und Rehabilitationseinrichtungen 1996, 1997  
und 2008 20 

Abbildung 9: Anzahl der Vorsorge- und Rehabilitationseinrichtungen und Anzahl 
der aufgestellten Betten 2008 (nach Bundesländern) 22 

Abbildung 10: Durchschnittliche Anzahl aufgestellter Betten je Vorsorge- oder  
Rehabilitationseinrichtung, nach Bundesländern, 2008 23 

Abbildung 11: Aufgestellte Betten je 100.000 Einwohner und durchschnittliche  
 Bettenauslastung 2008 (nach Bundesländern) 24 

Abbildung 12:  Anzahl der Fälle in Vorsorge- und Rehabilitationseinrichtungen je  
 100.000 Einwohner 2008 (nach Bundesländern) 25 

Abbildung 13: Aus den Vorsorge- und Rehabilitationseinrichtungen mit mehr als  
100 Betten entlassene vollstationäre Patienten aus anderen 
Bundesländern 2008 (nach Sitz der Einrichtungen) 26 

Abbildung 14: Aus den Vorsorge- und Rehabilitationseinrichtungen des Landes  
Schleswig-Holstein mit mehr als 100 Betten entlassene vollstation- 
äre Patienten 2008 (nach Herkunft der Patienten) 27 

Abbildung 15: Standorte der Reha-Kliniken 28 

Abbildung 16: Trägerstruktur der Vorsorge- oder Rehaeinrichtungen im Bund  
 (2008), in Schleswig-Holstein (2010), und der befragten Kliniken 
  (2009), Anteile in % 34 



 

 Seite III 

Abbildung 17: Fälle pro Jahr der Vorsorge- oder Rehabilitationseinrichtungen im 
Bund (2008) und der befragten Einrichtungen (2009), nach Fachab-
teilungen, Anteile in % 35 

Abbildung 18: Aufgestellte Betten in Vorsorge- oder Rehabilitationseinrichtungen in 
Deutschland im Bund und in Schleswig-Holstein (2007), in den be-
fragten Einrichtungen (2009), nach Fachabteilungen, Anteile in % 36 

Abbildung 19:  Fälle pro Jahr und aufgestellte Betten in den befragten Einrichtungen  
 (2009), nach Fachabteilungen, Anteile in % 37 

Abbildung 20: Durchschnittliche Verweildauer der befragten Kliniken (2009), sowie 
der Einrichtungen in Schleswig-Holstein und im Bund (2008), nach 
Fachabteilungen 38 

Abbildung 21: Durchschnittliche Bettenauslastung der Vorsorge- und Rehaeinricht- 
ungen in den befragten Einrichtungen (2009), der Einrichtungen in 
Schleswig-Holstein und im Bund (2008) 39 

Abbildung 23: Einkommen und Kaufkraft 45 

Abbildung 24: Durchschnittliches Arbeitnehmerentgelt, Brutto- und Nettoverdienst 
je Arbeitnehmer im Jahr 2008 47 

Abbildung 25:  Wohnort der Beschäftigten der Reha-Kliniken 51 

Abbildung 26:  Bezogene Güter anhand der Vorleistungsverflechtung in % 
(Ausgaben insgesamt 2009) 53 

Abbildung 27: Wirkungskette der indirekten Effekte 56 

Abbildung 28: Wirkungskette der induzierten Effekte 58 

Abbildung 29: Ausgabeninduzierte Effekte der Patienten und Begleitpersonen mit  
 Wohnsitz außerhalb Schleswig-Holsteins 60 

Abbildung 30:  Gesamte von den Reha-Kliniken ausgehende Beschäftigungseffekte 
in Schleswig-Holstein 61 

Abbildung 31: Von den Reha-Kliniken abhängige Wertschöpfung in Mio. € in  
 Schleswig-Holstein 63 

Abbildung 32: Anteil des Netto-Nutzens (rehabilitationsbedingtes BIP abzgl. indirekt- 
er Kosten) am Gesamt-BIP, 2005 - 2025 69 

Abbildung 33: Rehabilitationsbedingte Einnahmen und Ausgaben aller Sozialver- 
sicherungszweige, Realistisches Szenario, 2005 - 2025 70 



 

 Seite IV 

Tabellenverzeichnis 

 

Tabelle 1: Bevölkerungsentwicklung 2003 bis 2008 in der Untersuchungsregion13 

Tabelle 2: Wirtschaftliche Rahmendaten Schleswig-Holstein 14 

Tabelle 3: Veränderung der Bruttowertschöpfung 2009 gegenüber 2008 nach 
Wirtschaftszweigen 18 

Tabelle 4:  Abdeckungsquote der Prognos Befragung 32 

Tabelle 5: Intraregionale Lieferquoten nach bezogenen Gütern/ Dienstleistungen 
in Deutschland und Schleswig-Holstein (WZ 03) 42 

Tabelle 6: Erwerbstätige, Wertschöpfung sowie Arbeitsproduktivität in 
Schleswig-Holstein (2008) 44 

Tabelle 7: Ausgabeimpuls und indirekte Beschäftigungswirkung in Schleswig-
Holstein durch die Reha-Kliniken sowie der Patienten und 
Begleitpersonen 2009 (in Mio. €, ohne MwSt) 55 

Tabelle 8:  Höhe der Ausgaben pro Tag 59 

Tabelle 9: Angestoßene Wertschöpfung in der Zusammenschau 62 

Tabelle 10:  Steueraufkommen und Steuereinnahmen in Schleswig-Holstein im 
Jahr 2008 66 

Tabelle 11: Induzierte fiskalische Effekte in Schleswig-Holstein in Mio. € 68 



 

 Seite 1 

0 Management Summary 

Die medizinische Rehabilitation von Erwerbspersonen hat das Ziel, 
nach akutmedizinischen Behandlungen, bei (drohenden) chroni-
schen Krankheitsverläufen oder Behinderungen die Verbesserung 
der Erwerbsfähigkeit und damit die Wiedereingliederung in Beruf 
und Gesellschaft sicherzustellen. Damit leistet die medizinische 
Rehabilitation für die Gesellschaft und die Volkswirtschaft einen 
wichtigen Beitrag zur Sicherung der Leistungsfähigkeit von Arbeit-
nehmern, was vor dem Hintergrund der demografischen Entwick-
lung besondere Bedeutung erlangt. 

Welche Auswirkungen die Reha-Kliniken auf die gesamte Volks-
wirtschaft und auf die Budgets der Sozialversicherungszweige ha-
ben, hat die Prognos1 in der jüngeren Vergangenheit analysiert. 
Der regionalwirtschaftlichen Bedeutung der Einrichtungen der me-
dizinischen Rehabilitation wurde hingegen bisher eine vergleich-
sweise geringe Aufmerksamkeit gewidmet. Daher hat die Kran-
kenhausgesellschaft Schleswig-Holstein e.V. (KGSH) die Prognos 
AG beauftragt, die wirtschaftliche Relevanz der Reha-
bilitationskliniken im Bundesland Schleswig-Holstein zu un-
tersuchen.  

Die Reha-Kliniken Schleswig-Holsteins im bundesweiten Vergleich 

In den 72 Vorsorge- und Rehabilitationseinrichtungen im Land 
werden jährlich mehr als 145.000 Fälle und damit rund 7 Prozent 
aller Fälle in Deutschland behandelt. Für diese Leistungen stehen 
landesweit rund 11.000 Betten zur Verfügung und werden rund 
6.075 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in den Kliniken beschäftigt.2 
Hinsichtlich zentraler Kennziffern zeichnen sich die Vorsorge- und 
Rehabilitationseinrichtungen in Schleswig-Holstein im bundeswei-
ten Vergleich durch Spitzenwerte aus: 

� Schleswig-Holstein hat die zweithöchste Bettendichte in Re-
habilitationseinrichtungen aller Bundesländer.  

� Die im Land ansässigen Vorsorge- und Rehabilitationseinrich-
tungen zeichnen sich durch eine überdurchschnittliche Bet-
tenauslastung von 84% aus. 

� Die hohe Effizienz in den regionalen Reha-Einrichtungen be-
legt die im Bundesvergleich kurze Verweildauer von 23,4 Ta-
gen. 

                                                

1 Die medizinische Rehabilitation – Sicherung von Produktivität und Wachstum, Prognos 2009. 
2 Statistisches Bundesamt, Grunddaten der Vorsorge- und Rehabilitationseinrichtungen, 2008. 
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� Die schleswig-holsteinischen Kliniken weisen eine überpro-
portionale Leistungserbringung auf. 

� Die hohe Anziehungskraft Schleswig-Holsteins als Reha-
Standort belegt den Befund, dass die 71% der in Schleswig-
Holstein versorgten Patienten ihren Wohnsitz außerhalb des 
Landes haben. In der Folge sind gut 3,3 Millionen Übernach-
tungen und damit 15% aller Übernachtungen im gesamten tou-
ristischen Sektor Schleswig-Holsteins auf den Vorsorge- und 
Reha-Bereich zurückzuführen.  

Ermittlung der regionalwirtschaftlichen Effekte der Reha-Kliniken mit Hilfe eines 

regionalen Wirkungsmodell 

Die Untersuchung und Analyse der regionalen Beschäftigungs- 
und Wertschöpfungseffekte erfolgt standortspezifisch, d.h. es 
kommt kein generelles Regionalmodell für eine „Musterregion“ 
zum Einsatz, sondern es wird das Regionalmodell der Prognos AG 
auf die Wirtschaftsstruktur und die Besonderheiten des Landes 
Schleswig-Holstein angepasst. Im Vordergrund der Betrachtung 
steht die Ermittlung direkter, indirekter und induzierter Arbeits-
platz- und Wertschöpfungseffekte. Neben Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern an den Reha-Kliniken werden einkommensinduzierte 
Arbeitsplätze, also solche, die durch die Einkommensverausga-
bung der Beschäftigten entstehen, betrachtet. Darüber hinaus 
interessieren sog. indirekte Beschäftigungseffekte, die durch die 
laufenden Investitionen und Vorleistungsbezüge im Rahmen des 
Klinikbetriebes bei Zulieferunternehmen entstehen. 
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Die zentralen Befunde im Überblick: 

Im Zentrum der vorliegenden Studie stehen die Untersuchung und 
die Analyse der regionalen Beschäftigungs- und Wertschöpfungs-
effekte, die von dem Betrieb der Reha-Kliniken ausgehen. Die 
zentralen Befunde der Untersuchung zeigen, dass die Reha-Klini-
ken einen erheblichen Wirtschaftsfaktor für Schleswig-Holstein 
darstellen: 

Die Reha-Kliniken in Schleswig-Holstein … 

� beschäftigen 6.075 Personen oder rund 4% des Wirtschafts-
bereichs Gesundheits-, Veterinär- und Sozialwesen in 
Schleswig-Holstein, 

� sichern durch den Nachfrageimpuls in vorgelagerte Branchen 
sowie durch Konsumausgaben der Patienten und Begleitper-
sonen zusätzlich 2.328 weitere Vollzeitarbeitsplätze in 
Schleswig-Holstein, 

� bezahlen pro Jahr ein Bruttoentgelt von ca. 187 Mio. € an ihre 
Mitarbeiter, 

� lösen eine Wertschöpfung von 416 Mio. € aus, die sich aus 
direkter Wertschöpfung (259 Mio. €) sowie indirekter und in-
duzierter Wertschöpfung (157 Mio. €) über Ausgaben der Be-
schäftigten, Patienten und Begleitpersonen zusammensetzt, 

� und sorgen für Steuereinnahmen im Land Schleswig-Holstein 
in Höhe von etwa 30,6 Mio. €. 

 

Die Reha-Kliniken sind als Arbeitgeber in Schleswig-Holstein ungefähr genauso 

bedeutend wie die Apotheken oder die Hotellerie: 

� Nach Berechnungen der Prognos AG haben die schleswig-
holsteinischen Reha-Kliniken im Jahr 2009 eine direkte Wert-
schöpfung in Höhe von rund 258,6 Mio. € erzeugt. Darüber 
hinaus beschäftigen sie mit Stand vom 31.12.2008 insgesamt 
6.075 Mitarbeiter (508 Beschäftigte im Ärztlichen Dienst; 
5.567 im Nichtärztlichen Dienst), die ein Bruttoentgelt von in-
sgesamt rund 187 Mio. € erhalten. Etwa 93% der Mitarbeiter 
wohnen in Schleswig-Holstein, was für einen hohen Kaufkraft-
verbleib in der Region spricht. 

� Zum Vergleich: Die direkten Wertschöpfungseffekte entspre-
chen der Wertschöpfung des Verarbeitenden Gewerbes in 
Schleswig-Flensburg (253 Mio. €) oder rund 25 % der Wert-
schöpfung in der Land-, Forstwirtschaft und Fischerei des 
Bundeslandes Schleswig-Holsteins. Somit stellen die Rehabi-
litationskliniken einen erheblichen Wirtschaftsfaktor mit guten 
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Zukunftsaussichten für das Land Schleswig-Holstein dar, der 
eine wachsende Wertschöpfungsentwicklung verspricht3.  

� In Schleswig-Holstein entsteht durch das bezogene Entgelt der 
Beschäftigten bei den Rehabilitationseinrichtungen in der Re-
gion ein Nachfrageimpuls von 65,6 Mio. € pro Jahr (nach Ab-
zug der abfließenden Kaufkraft). Durch diese lokalen Ver-
dienstausgaben werden 598 weitere Arbeitsplätze in der 
Region gesichert oder geschaffen (induzierte Beschäftigung). 

� Der von den Reha-Kliniken abstrahlende Nachfrageimpuls in 
vorgelagerte Branchen führt zu einer regionalen Bruttowert-
schöpfung von 94 Mio. € p.a. und sichert die Arbeitsplätze 
von 1.390 Erwerbstätigen, die indirekt von den Reha-Kliniken 
abhängen.  

� Es fällt auf, dass besonders viele Arbeitsplätze in den Berei-
chen Handel und Gastgewerbe (15%) sowie den unterneh-
mensbezogenen Dienstleistungen (38%) von dem Betrieb der 
Rehabilitations-Kliniken abhängen. Hohe Effekte werden auch 
in der Nahrungsmittelindustrie sowie im Bau und bei den 
Dienstleistungen des Gesundheits-, Veterinär- und Sozialwe-
sen, Erziehung, Unterricht, Entsorgung erzielt. 

� Erhebliche Effekte erzielen auch Patienten und Begleitperso-
nen, die von außerhalb Schleswig-Holsteins kommen. Insge-
samt werden durch den Konsum von Gütern und Dienstlei-
stungen der Patienten und Begleitpersonen in Schleswig-
Holstein 340 Arbeitsplätze pro Jahr gesichert sowie Kon-
sumausgaben in Höhe von 37,3 Mio. € in der Region verblei-
ben. 

� Insgesamt hängen 8.403 Erwerbstätigen Arbeitsplätzen (di-
rekt, indirekt, induziert) in Schleswig-Holstein von den Rehabi-
litations-Kliniken ab.  

� Zum Vergleich: Damit sind diese als Arbeitgeber in Schles-
wig-Holstein ungefähr genauso bedeutend wie die Hotellerie 
oder die Apotheken inklusive Facheinzelhandel mit medizini-
schen und orthopädischen Artikeln in Schleswig-Holstein.4 

                                                

3 Vgl. Prognos, 2009: Zukunftsatlas 2009: Wachstumsbranche: Gesundheitswirtschaft, Berlin. 
4 Vgl. Bundesagentur für Arbeit , 2009: Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte am Stichtag 30.06.2008, Nürnberg. 
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� Durch Ausgaben von den Reha-Kliniken, den Beschäftigten, 
den Patienten und Begleitpersonen realisiert die Region 
Schleswig-Holstein in der Summe eine Wertschöpfung von 
416 Mio. € pro Jahr. 

� Zum Vergleich: Im Verhältnis zur Wertschöpfung im gesam-
ten Wirtschaftsbereich „Gesundheits-, Veterinär- und Sozial-
wesen“ in Schleswig-Holstein macht die Wertschöpfung etwa 
8% aus. Der Vergleich mit aktuellen Erhebungen gibt darüber 
hinaus eine gute Vorstellung, welche Dimension die Wert-
schöpfungseffekte haben: Im Vergleich zu den Wertschöp-
fungseffekten, die durch den Neubau des BBI in Berlin und 
Brandenburg (1.424 Mio. €)5 oder die im Rahmen der Hambur-
ger Konjunkturoffensive (1,395 Mrd. €)6 entstehen, machen die 
Effekte der Reha-Kliniken etwa 30 % aus. 

� Das gesamte durch die Rehabilitations-Kliniken bedingte 
Steueraufkommen liegt in Schleswig-Holstein bei 30,55 
Mio. €. Es setzt sich aus direkten Steueraufkommen durch die 
Rehabilitations-Kliniken in Höhe von 19,3 Mio. € und 11,25 
Mio. € Steueraufkommen zusammen, die indirekt bei Vorlei-
stungsunternehmen oder durch Konsumausgaben anfallen. 

� Zum Vergleich: Das gesamte Steueraufkommen der Reha-
Kliniken entspricht etwa dem Einnahmeausfall, den schleswig-
holsteinische Kommunen im Jahr 2009 zu verkraften hatten. 

 

                                                

5 Vgl. IfV Köln/KE Consult, 2009: Wirtschaftliche Effekte des Airports Berlin Brandenburg International – Update 2009 –, 

Köln. 
6 Vgl. Prognos AG, Ökonomische Wirkungseffekte der „Konjunkturoffensive Hamburg“ 
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1 Hintergrund und Untersuchungsauftrag 

Die medizinische Rehabilitation von Erwerbspersonen hat das Ziel, 
nach akutmedizinischen Behandlungen, bei (drohenden) chroni-
schen Krankheitsverläufen oder Behinderungen die Verbesserung 
der Erwerbsfähigkeit und damit die Wiedereingliederung in Beruf 
und Gesellschaft sicherzustellen. Die medizinische Rehabilitation 
leistet damit für Gesellschaft und Volkswirtschaft einen wichtigen 
Beitrag zur Sicherung der Leistungsfähigkeit von Arbeitnehmern, 
was vor dem Hintergrund der demografischen Entwicklung beson-
dere Bedeutung erlangt. Die Gesundheitswirtschaft und damit die 
Rehabilitation zählen gerade vor diesem Hintergrund zu den Zu-
kunftsbranchen und ihre volkswirtschaftliche Relevanz wird weiter 
zunehmen. 

Die reha-bedingten Auswirkungen auf die gesamte Volkswirtschaft 
und auf die Budgets der Sozialversicherungszweige analysierte 
Prognos7 in der jüngeren Vergangenheit. Der regionalwirtschaftli-
chen Bedeutung der Einrichtungen der medizinischen Rehabilita-
tion wurde hingegen bisher vergleichsweise geringe Aufmerksam-
keit gewidmet. Daher hat die Krankenhausgesellschaft Schleswig-
Holstein e.V. (KGSH) die Prognos AG beauftragt, die wirtschaftli-
che Relevanz der Rehabilitationskliniken im Bundesland 
Schleswig-Holstein zu untersuchen.  

Die Krankenhausgesellschaft Schleswig-Holstein e.V. (KGSH) ist 
der Verband der Krankenhausträger in Schleswig-Holstein mit Sitz 
in Kiel. In der KGSH sind neben den Akutkrankenhäusern, Praxis- 
und Tageskliniken auch die Vorsorge- und Rehabilitationseinrich-
tungen organisiert. In den 72 Vorsorge- und Rehabilitationsein-
richtungen im Land werden jährlich mehr als 145.000 Fälle behan-
delt. Für diese Leistungen stehen landesweit rund 11.000 Betten 
zur Verfügung und werden rund 6.075 Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter in den Kliniken beschäftigt.8 Die von der KGSH vertretenen 
Rehabilitationseinrichtungen sind damit ein bedeutsamer Wirt-
schaftsfaktor für das Bundesland Schleswig-Holstein. 

                                                

7 Die medizinische Rehabilitation – Sicherung von Produktivität und Wachstum, Prognos 2009. 
8 Statistisches Bundesamt, Grunddaten der Vorsorge- und Rehabilitationseinrichtungen, 2008. 
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2 Vorgehen 

Im Zentrum der vorliegenden Studie stehen die Untersuchung und 
die Analyse der regionalen Beschäftigungs- und Wertschöp-
fungseffekte, die von dem Betrieb der Reha-Kliniken ausgehen. 
Die Untersuchung erfolgt dabei standortspezifisch, d.h. es kommt 
kein generelles Regionalmodell für eine „Musterregion“ zum Ein-
satz, sondern es wird das Regionalmodell der Prognos AG auf 
die Wirtschaftsstruktur und die Besonderheiten des Landes 
Schleswig-Holstein angepasst. Auf diesem Weg sind valide und 
belastbare Aussagen über die Ausstrahlungseffekte der Reha-Kli-
niken in Schleswig-Holstein ermittelbar. Mit Hilfe dieses Modells ist 
es möglich, nicht nur Wertschöpfungs- und Beschäftigungseffekte 
in den Zuliefersektoren der Kliniken zu berechnen, sondern auch 
die „Zulieferer der Zulieferer“ zu betrachten und somit das Ausmaß 
der regionalen Gebundenheit der gesamten Wertschöpfungskette 
zu erfassen. Im Vordergrund der Betrachtung steht die Ermittlung 
direkter, indirekter und induzierter Arbeitsplatz- und Wert-
schöpfungseffekte. Neben Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern an 
den Reha-Kliniken werden einkommensinduzierte Arbeitsplätze, 
also solche, die durch die Einkommensverausgabung der Be-
schäftigten entstehen, betrachtet. Darüber hinaus interessieren 
sog. indirekte Beschäftigungseffekte, die durch die laufenden In-
vestitionen und Vorleistungsbezüge im Rahmen des Klinikbetrie-
bes bei Zulieferunternehmen entstehen. 

Die Untersuchung ist in folgende Arbeitsschritte unterteilt: 

� Aufbau eines regionalen Wirkungsmodells: 

Anpassung des Input-Output-Modells von Prognos auf die Be-
lange der vorliegenden Studie und Einspeisung von spezifi-
schen Kennziffern des Landes Schleswig-Holstein. 

� Definition relevanter Inputgrößen: 

In Abstimmung mit dem Auftraggeber wurden relevante Input-
größen definiert. Hierzu zählen in erster Linie wirtschaftliche 
Kennzahlen, wie z.B. Mitarbeiterzahlen, Entgeltsummen, Vor-
leistungen und Investitionen sowie deren regionale Herkunfts-
bezüge. Des Weiteren müssen Angaben zu den Steuerzahlun-
gen nach den relevanten Steuerarten (Einkommensteuer, Ge-
werbesteuer, Körperschaftsteuer, Grundsteuer) integriert wer-
den. Um langfristige Entwicklungstrends nachzeichnen zu 
können, wurden rückwirkend für die letzten 10 Jahre Kenn-
zahlen zu Pflegesätzen und getätigten Investitionen erhoben. 

Von Relevanz sind auch Kaufkraftzuflüsse in das Land 
Schleswig Holstein, die daraus resultieren, dass Patienten und 
deren Angehörige von extern nach Schleswig-Holstein kom-
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men und Konsumausgaben tätigen. Über die Zahl der Perso-
nen und über durchschnittliche Aufenthaltsdauern und typische 
Ausgabenstrukturen, die in Drittstudien gut dokumentiert sind, 
kann der resultierende Kaufkrafteffekt für Schleswig-Holstein 
abgeschätzt werden. 

� Befragung von Reha-Kliniken: 

Die definierten Inputvariablen wurden durch eine Befragung 
einer Auswahl der schleswig-holsteinischen Reha-Kliniken er-
hoben und auf die Grundgesamtheit hochgerechnet. Ergänzt 
wurden die Daten durch amtliche Statistiken und Drittstudien. 

� Ermittlung direkter, indirekter und induzierter Effekte, die 
aus dem Klinikbetrieb resultieren: 

Durch Einspeisen der genannten Input-Größen in das regio-
nale Wirkungsmodell können die wirtschaftlichen Effekte er-
mittelt werden, die sich für das Land Schleswig-Holstein erge-
ben. Hierzu zählen Wertschöpfungs- und Beschäftigungs-
effekte und Auswirkungen auf das Steueraufkommen.9  

� Abschließend werden die Ergebnisse in die zukünftige Ent-
wicklung der Rehabilitation eingeordnet. 

Abbildung 1 veranschaulicht die einzelnen Arbeitsschritte des Pro-
jektvorgehens: 

                                                

9  Bei den fiskalischen Effekten in den Wirtschaftszweigen außerhalb des Krankenhausbereichs erfolgt eine überschlä-

gige Schätzung des Steueraufkommens für das Land Schleswig-Holstein. 
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Abbildung 1: Vorgehen zur Ermittlung der regionalwirtschaftli-
chen Effekte 

Definition der Inputvariablen

Kennziffernanalyse der Untersuchungsregion und der Reha-Kliniken in 
Schleswig-Holstein

Regionalökonomisches Wirkungsmodell

Indirekte Effekte 
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Direkte Effekte

Direkte Arbeitsplatzeffekte
und Wertschöpfung am 

Standort, Sachausgaben,
getätigte Investitionen der 

Reha-Kliniken etc.
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Befragung der Reha-Kliniken 
und Hochrechnung der 

Ergebnisse 

Einordnung der Ergebnisse in die zukünftige Entwicklung der 
Rehabilitation

 

Quelle: Prognos AG, 2010. 

Die vorliegende Studie gliedert sich folgendermaßen:  

• Die Kapitel 3 und 4 stellen Schleswig-Holstein als Untersu-
chungsregion vor und liefern grundlegende Kenn- und Ver-
gleichsdaten der Reha-Kliniken. Hierzu wird zunächst die 
Untersuchungsregion mit Hilfe wirtschaftsstruktureller Kenn-
zahlen beschrieben. Anschließend wird ein Überblick über 
die Größe und Struktur der Rehabilitationseinrichtungen in 
Schleswig-Holstein anhand von Basisdaten und im Länder-
vergleich auf Basis amtlicher Daten gegeben.  

• In Kapitel 5 werden zunächst die methodischen Grundlagen 
des regionalökonomischen Wirkungsmodells inkl. der Schät-
zung der Parameter erläutert, bevor die Gruppe der befrag-
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ten Reha-Kliniken einem Bund-Länder-Vergleich unterzogen 
wird.  

• In Kapitel 6 werden die regionalwirtschaftlichen Ergebnisse 
der Untersuchung dargestellt.  

• Die Studie endet mit einem Zukunftsausblick zur Entwicklung 
der Rehabilitation in Kapitel 7. 
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3 Regionale Abgrenzung der Untersuchungs-
region und Kennziffern zur Wirtschaftsstruktur 

Die Untersuchung der volkswirtschaftlichen Relevanz der Reha-
Kliniken erfolgt standortspezifisch für Schleswig-Holstein. Die fol-
gende Abbildung visualisiert die Untersuchungsregion auf Kreis-
ebene. Die Region besteht aus 11 Kreisen und den 4 kreisfreien 
Städten Flensburg, Kiel, Lübeck und Neumünster. 

Abbildung 2: Das Bundesland Schleswig-Holstein (kreisscharf) 
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Quelle: Prognos, 2010. 

Das Bundesland Schleswig-Holstein umfasst mit seinen 1.119 
Gemeinden insgesamt eine Fläche von 15.799,19 km². Bei einer 
Einwohnerzahl von 2.834.26010 ergibt sich eine Bevölkerungs-
dichte von ca. 179 Einwohnern pro km². Es zeigt sich ein deutli-

                                                

10  Alle Angaben zur Bevölkerung und zum Gebietsstand basieren auf der Quelle: Statistisches Bundesamt (2010): Regio-

naldatenbank zum Stichtag 31.12.2008. 
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cher Unterschied zu urbanen Regionen wie Hamburg, wo die Be-
völkerungsdichte bei ca. 2.350 Einwohnern pro km² liegt. 

Abbildung 3: Bevölkerung und Bevölkerungsdichte Schleswig-
Holstein 
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Quelle: Prognos AG, 2010; Statistisches Bundesamt (Regionaldatenbank Deutschland) so-
wie Statistisches Amt Nord für Hamburg und Schleswig-Holstein. 

In der gesamten Region Schleswig-Holstein konzentriert sich die 
Bevölkerung relativ ungleichmäßig auf die einzelnen Kreise und 
kreisfreien Städte. Die Stadt Kiel bildet den politischen Mittelpunkt 
der Region und hat bei einer Fläche von etwa 119 km² knapp eine 
viertel Million Einwohner. Die Bevölkerungsdichte liegt mit 2.002 
Einwohnern pro km² nur knapp unter der von Hamburg. Mit Lübeck 
gibt es eine zweite größere Agglomeration, die bei 210.892 Ein-
wohnern eine Bevölkerungsdichte von 985 Einwohnern pro km² 
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aufweist. Auf Kreisebene zeigen die südlichen, an Hamburg an-
grenzenden Kreise eine deutlich höhere Bevölkerungsdichte auf 
als die Kreise im Norden, die an Dänemark angrenzen. Der ein-
wohnerreichste Landkreis ist mit 301.518 Einwohnern Pinneberg. 

Insgesamt verzeichnete das Bundesland Schleswig-Holstein in 
den letzten Jahren (2003-2008) einen Bevölkerungszuwachs von 
0,4%, welcher in den einzelnen Kreisen und kreisfreien Städten in 
unterschiedlichem Maße ausfällt. Während sich Flensburg mit 4% 
Zuwachs innerhalb der letzten 5 Jahre äußerst dynamisch entwi-
ckelte, sieht sich die Stadt Neumünster mit einem Bevölkerungs-
rückgang von 2,3% konfrontiert. Ein ähnlich heterogenes Bild 
zeichnet sich auf Kreisebene ab: Auf der einen Seite wuchs die 
Bevölkerung in den an Hamburg angrenzenden Kreisen (wie bei-
spielsweise in Stormarn um 2,4%), auf der anderen Seite  
schrumpfte in einigen Kreisen die Bevölkerung gegenüber dem 
Ausgangsjahr (wie z.B. im Landkreis Steinburg um 2,1%). In weite-
ren Kreisen wie Plön, Nordfriesland und Ostholstein stagnierten 
die Bevölkerungszahlen. 

Tabelle 1: Bevölkerungsentwicklung 2003 bis 2008 in der Unter-
suchungsregion 

Bevölkerungsentwicklung Bevölkerung

2003-2008 zum 31.12.2008

Schleswig-Holstein Bundesland 0,4 2.834.260

Flensburg krsfr. Stadt 4,0 88.718

Kiel krsfr. Stadt 1,9 237.579

Lübeck krsfr. Stadt -0,9 210.892

Neumünster krsfr. Stadt -2,3 77.100

Dithmarschen Landkreis -1,2 135.759

Herzogtum Lauenburg Landkreis 1,1 186.984

Nordfriesland Landkreis 0,0 166.270

Ostholstein Landkreis 0,0 205.191

Pinneberg Landkreis 1,5 301.518

Plön Landkreis -0,1 134.912

Rendsburg-Eckernförde Landkreis -0,6 271.393

Schleswig-Flensburg Landkreis -0,5 198.649

Segeberg Landkreis 0,9 257.945

Steinburg Landkreis -2,1 134.090

Stormarn Landkreis 2,4 227.260  
Quelle: Prognos AG, 2010 auf Grundlage von Daten des Statistischen Bundesamts, 2010: 
Regionaldatenbank Deutschland. 
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Die folgende Tabelle verdeutlicht die zentralen wirtschaftlichen 
Eckdaten der Untersuchungsregion: 

Tabelle 2: Wirtschaftliche Rahmendaten Schleswig-Holstein 

Entgelte je Arbeitnehmer in EUR (2008)

15.799
2.834.260
1.272.838

813.047

65.978
51.835

30.987

Fläche in km2
Bevölkerung (31.12.2008)
Erwerbstätige (2008)
Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte
(Arbeitsort, Stichtag 30.06.2008)
Bruttowertschöpfung in Mio. EUR (2008)
Bruttowertschöpfung je Erwerbstätiger in EUR (2008)

Schleswig-Holstein

 
Quelle: Prognos AG, 2010; auf Basis von Angaben der VGR der Länder und der Bundes-
agentur für Arbeit, des Statistischen Bundesamts (Regionaldatenbank Deutschland) sowie 
des Statistischen Amts Nord für Hamburg und Schleswig-Holstein. 

Die Erwerbstätigenquote11 für Schleswig-Holstein lag im Jahr 
2007 bei rund 68%. In den kreisfreien Städten wird dieser Durch-
schnittswert deutlich überschritten. So erreicht Kiel den Spitzen-
wert von 93%, Flensburg 92%, Neumünster 87% und Lübeck 84%. 
In den Kreisen bewegt sich die Erwerbstätigenquote um den Wert 
62%, wobei mit Nordfriesland (74%) ein Ausreißer nach oben und 
mit Plön (48%) einer nach unten vorzufinden ist. 

Insgesamt wurde im Jahr 2008 in der Region eine Gesamtwert-
schöpfung von rund 66 Mrd. EUR generiert. Von den 15 Land-
kreisen und kreisfreien Städten tragen Kiel und Pinneberg zu-
sammen mit jeweils 12% rund ein Viertel zur Wertschöpfung in 
2007 bei. Die vier vergleichsweise starken Regionen Lübeck, 
Rendsburg-Eckernförde, Segeberg und Stormarn leisten Beiträge 
zwischen 8% und 9%. Die restlichen Kreise und kreisfreien Städte 
erwirtschaften Anteile zwischen 3% und 6%. 

Die Wirtschaftsstruktur der Region gemessen an der Bruttowert-
schöpfung entspricht in etwa der der Bundesrepublik Deutschland. 
Die größte Abweichung vom Bundeswert zeigt der Dienstlei-
stungsbereich Handel, Verkehr, Nachrichtenübermittlung und 
Gaststätten mit 22% gegenüber 19% im Bund. Folgende Abbil-
dung zeigt, dass - wie generell in Deutschland - der Bereich Kre-
ditinstitute, Versicherungen, Vermietung und Unternehmens-
dienstleistungen sowie der Bereich Handel, Verkehr, Nachrichten-
übermittlung und Gaststätten einen sehr hohen Anteil an der Wert-
schöpfung realisieren. 

 

                                                

11 Die Erwerbstätigenquote einer geographischen Einheit ist der Anteil der Erwerbstätigen an der Gesamtbevölkerung in 

dieser geographischen Einheit bezogen auf die Altersgruppe der 15-64 jährigen. 
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Abbildung 4: Die Wirtschaftsstruktur der Region Schleswig-
Holstein anhand der Bruttowertschöpfung in den 
12 Wirtschaftszweigen 
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Quelle: VGR der Länder und eigene Berechnungen Prognos AG, 2010. 

Die wirtschaftliche Entwicklung Schleswig-Holsteins war in den 
letzten Jahren verhalten positiv. Im Vergleich weist die Region ei-
nen zwar positiven, jedoch geringeren BIP-Anstieg als Deutsch-
land insgesamt auf. In den Jahren 2000 bis 2008 konnte ein 
Wachstum von 13,4% verzeichnet werden. Die Bundesrepublik 
realisierte in dieser Zeit ein Wachstum von 20,8%. Positiv ist, dass 
die Wirtschaftsentwicklung in den Jahren 2006 bis 2008 mit einem 
BIP-Wachstum pro Jahr von 3,1%, 2,7% und 2,5% nach einer Ein-
trübung in 2005 deutlich an Dynamik gewonnen hat. 

Diese Entwicklung schlug sich auch positiv auf den Arbeitsmarkt 
nieder. Die Arbeitslosenquote sowohl für Schleswig-Holstein in-
sgesamt als auch in allen Kreisen und kreisfreien Städten ist seit 
2005 rückläufig. Für ganz Schleswig-Holstein lag sie 2008 bei 
7,6% (2005 noch 11,6%) gemessen an allen zivilen Erwerbsper-
sonen. Insbesondere die Landkreise der ländlichen Region weisen 
eine geringere Arbeitslosenquote von unter 10% auf. Die niedrig-
ste Arbeitslosenquote zeigt der Landkreis Stormarn mit 4,1%, wäh-
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rend die urbanen Regionen mit Arbeitslosenquoten zwischen 11% 
und 12% konfrontiert sind.12 

Abbildung 5: Arbeitslosenquoten Schleswig-Holstein 2008 
(kreisscharf) 
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 Quelle: Prognos AG 2010; auf Basis der Daten der Bundesagentur für Arbeit, Stand: März 2010. 

Jüngste Entwicklungen für Schleswig-Holstein deuten auf eine im 
Bundeslandvergleich geringere Betroffenheit von der aktuellen 
Wirtschaftskrise hin. Die preisbereinigte Bruttowertschöpfung im 
Jahr 2009 schrumpfte gegenüber dem Vorjahr um 2,6%. Damit er-
zielt das Bundesland die zweite Position und realisiert einen über-
durchschnittlichen Wert - die Bundesrepublik insgesamt schrum-
pfte in diesem Zeitraum um 5,6%. Noch weniger spürte nur das 

                                                

12 Quelle der Arbeitslosenquoten: Bundesagentur für Arbeit: Der Arbeitsmarkt in Zahlen, Stand 2010.  
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dienstleistungsorientierte Berlin die Auswirkungen der Krise. 
Grund hierfür ist, dass z.B. Bundesländer wie Baden-Württemberg, 
Nordrhein-Westfalen oder Rheinland-Pfalz eine Wirtschaftstruktur 
aufweisen, die von der internationalen Güternachfrage (Investi-
tions- und Konsumgüter mit hohen Anschaffungspreisen) des pro-
duzierenden Gewerbes abhängiger sind als z.B. Schleswig-Hol-
stein. 

Abbildung 6: Veränderung der Bruttowertschöpfung 2009 ge-
genüber 2008 (preisbereinigt) 
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Quelle: Prognos AG, 2010 auf Grundlage von Daten der Volkswirtschaftlichen Gesamt-
rechnung des Bundes und der Länder, 2010. 

Bei einer detailierten Betrachtung zeigt sich, dass sich die Auswir-
kungen der Finanzkrise für Schleswig-Holstein insbesondere im 
produzierenden Gewerbe niederschlagen. So sah sich das produ-
zierende Gewerbe mit einem Rückgang der Bruttowertschöpfung 
(preisbereinigt) ohne Baugewerbe von 11,2% konfrontiert. Das 
Ausbaugewerbe verbuchte im Jahr 2009 gegenüber dem Vorjahr 
zwar lediglich einen Umsatzrückgang um 0,2%13. Das Bauhaupt-
gewerbe insgesamt musste jedoch in 2009 ein Umsatzrückgang 
von rund 5% und einen Beschäftigungsrückgang von rund 2% hin-
nehmen - bei einem Minus von 5% bei den geleisteten Stunden. 
Die restlichen Wirtschaftszweige (Dienstleistungen, Land- und 
Forstwirtschaft, Fischerei) hingegen stagnierten weitestgehend. 

                                                

13  Vgl. Statistisches Amt für Schleswig-Holstein und Hamburg, 2010: Statistik informiert…, Nr. 21/2010. 
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Tabelle 3: Veränderung der Bruttowertschöpfung 2009 gegen-
über 2008 nach Wirtschaftszweigen 

 

Land- und Forstwirtschaft; Fischerei 1,2
Produzierendes Gewerbe -9,9

Produzierendes Gewerbe ohne Baugewerbe -11,2
Baugewerbe -3,3

Handel; Gastgewerbe und Verkehr -1,0
Finanzierung; Vermietung und Unternehmensdienstleister -0,7
Öffentliche und private Dienstleister 0,1

Veränderung Bruttowertschöpfung 2009 gegenüber 2008 (preisbereinigt) in %

 
Quelle: Prognos AG, 2010 auf Grundlage von Daten der Volkswirtschaftlichen Gesamtrech-
nung des Bundes und der Länder, 2010. 

Aktuelle Konjunkturprognosen lassen einen ersten Umschwung 
vermuten: Während im ersten Quartal der Klimaindex der IHK 
Schleswig-Holstein einen Tiefpunkt im Zeitraum seit 2005 er-
reichte, lag er im zweiten Quartal immer noch niedrig, drehte je-
doch aufgrund besserer Geschäftserwartungen nach oben.14  

Abschließend bleibt festzuhalten, dass auch in Schleswig-Holstein 
die Wirtschaftleistung im Rahmen der Krise geschrumpft ist, je-
doch im Bundesvergleich relativ moderat. Betroffen ist insbeson-
dere der Wirtschaftszweig Produzierendes Gewerbe. 

                                                

14  Vgl. IHK Schleswig-Holstein, 2009: IHK-Konjunkturbericht für Schleswig-Holstein: Sommer 2009. 
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4 Größe und Struktur der Rehabilitationsein-
richtungen in Schleswig-Holstein  

4.1 Rahmenbedingungen 

Die gesellschaftliche und gesundheitspolitische Entwicklung der 
vergangenen Jahre hat zu einer Neuorientierung im Gesundheits-
wesen geführt und ist mit einem anhaltenden Strukturwandel des 
Versorgungssystems verbunden. Vor dem Hintergrund des Wan-
dels wirtschaftlicher und demografischer Rahmenbedingungen 
und, damit verbunden, sich ändernder Versorgungsbedürfnisse tritt 
auch das Gesundheitssystem zunehmend in eine Kosten-Nutzen-
Orientierung ein.15  

Dabei steht die Vorsorge- und Rehabilitationslandschaft seit Jah-
ren unter besonders starkem Rationalisierungsdruck. Die wohl 
drastischsten Veränderungen waren 1996/1997 – verursacht durch 
das gemeinsame Inkrafttreten des Beitragsentlastungsgesetzes 
und des Wachstums- und Beschäftigungsförderungsgesetzes – 
die Kürzung der Regeldauer bei stationären Maßnahmen der me-
dizinischen Rehabilitation von vier auf drei Wochen, die Verlänge-
rung des Mindestabstands zwischen zwei Maßnahmen von 3 auf 4 
Jahre sowie die Absenkung und Budgetierung der Rehabilitati-
onsleistungen durch die Rentenversicherungsträger. Betrugen die 
Ausgaben für die Vorsorge- und Rehabilitationseinrichtungen im 
Jahr 1996 noch rund 7,8 Mrd. Euro, sind sie 1997 auf 6,3 Mrd. Eu-
ro gesunken. Dieser massive Rückgang in Höhe von 19% wurde 
erst zehn Jahre später, im Jahr 2007 mit 7,7 Mrd. Euro aufgeholt. 
Im Jahr 2008 stiegen die Ausgaben wieder auf 8,0 Mrd. Euro. Da-
mit entfallen 3% des gesamten Gesundheitsmarkts auf die Rehabi-
litation.16  

Folge der Kürzungen war ein starker Rückgang der stationären 
Vorsorge- und Rehabilitationseinrichtungen. Während es im Jahr 
vor der Reform 1996 noch 1.404 Einrichtungen gab, waren es 
2008 bundesweit noch 1.239 – ein Rückgang von 12,7%. Standen 
im Jahr 1996 knapp 190.000 Betten zur Verfügung, so waren es 
im Jahr 2008 nur noch rund 171.000. Im gleichen Zeitraum stieg 
die Zahl der Fälle um 5%. Mit Bezug auf das Krisenjahr 1997 stieg 
die Anzahl der Fälle sogar um 27% (Abbildung 6).17  

                                                

15 Reimann, Pottins, Korsukéwitz, 2006: Rahmenbedingungen der kardiologischen Rehabilitation und Prävention 2006. 
16 Statistisches Bundesamt, Gesundheitsausgabenrechnung – Gesundheitsberichterstattung, 2010. 
17 Statistisches Bundesamt. Grunddaten der Vorsorge- und Rehabilitationseinrichtungen, 2008. 
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Abbildung 7: Anzahl der Vorsorge- und Rehabilitationseinrich-
tungen, aufgestellte Betten und Fallzahlen in den 
Vorsorge- und Rehabilitationseinrichtungen 
1996, 1997 und 2008 
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Quelle: Statistisches Bundesamt, Grunddaten der Vorsorge- oder Rehabilitationseinrichtun-
gen, 2008, Prognos 2010. 

Für das Jahr 2008 liegen die Anzahl der Pflegetage und die Bet-
tenauslastung zwischen den Werten der Jahre 1996 und 1997. Die 
Verweildauer sank dagegen von 30,2 (1996), über 27,3 (1997) auf 
25,3 Tage im Jahr 2008. Die durchschnittliche Bettenauslastung 
stieg im Jahr 2008 mit einem Wert von 81,3% wieder fast auf das 
Niveau des Jahres 1996 (Abbildung 7). 

Abbildung 8: Pflegetage, durchschnittliche Verweildauer und 
Bettenauslastung in den Vorsorge- und Rehabi-
litationseinrichtungen 1996, 1997 und 2008 
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Quelle: Statistisches Bundesamt, Grunddaten der Vorsorge- oder Rehabilitationseinrichtungen, 2008, Prognos 2010. 
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Grund des Wiederanstiegs der Fallzahlen und Pflegetage ist die 
starke Zunahme von Anschlussheilbehandlungen (AHB). Die Ein-
führung der Diagnosebezogenen Fallgruppen (DRG) in der statio-
nären Akutversorgung wird aller Voraussicht nach zu einem weite-
ren Bedarfsanstieg im AHB-Bereich führen.  

Weiterhin werden zukünftig die Auswirkungen des demografischen 
Wandels und die wachsende Zahl chronischer Erkrankungen die 
Nachfrage nach medizinischen Rehabilitationsleistungen nachhal-
tig mitbestimmen. Das RWI rechnet in einer aktuellen Studie18 mit 
einer rein demografisch bedingten Zunahme der Reha-Fälle um 
insgesamt 6,3% bzw. um 0,43% pro Jahr zwischen 2006 bis 2020. 

Insgesamt gehen die Autoren der Studie von einer Zunahme der 
stationären Reha-Fälle um fast 13% aus, von derzeit 1,82 auf 2,04 
Millionen Fälle. Neben der Einführung des Fallpauschalensystems 
im Akutbereich und der demografischen Entwicklung führt das 
RWI diese Entwicklung auf das Inkrafttreten des GKV-Wettbe-
werbsstärkungsgesetzes im Jahr 2007 zurück. Die Gesundheits-
reform beinhaltete die Umwandlung aller medizinischen Reha-
Leistungen in Pflichtleistungen, die Umwandlung von Eltern-Kind-
Kuren zu Regelleistungen der Gesetzlichen Krankenversicherung 
und einen Rechtsanspruch auf geriatrische Rehabilitation. Darüber 
hinaus wirken sich die Erhöhung des Renteneintrittsalters auf 67 
Jahre und die mögliche Umsetzung des Grundsatzes "Reha vor 
Pflege" stimulierend auf die Nachfrage nach medizinischer Reha-
bilitation aus. 

Wie andere Gesundheitssektoren ist auch der Reha-Bereich ein 
Wachstumsmarkt, allerdings birgt er ein größeres Risiko als zum 
Beispiel der Krankenhaussektor. Der Einfluss der Kostenträger auf 
die Reha-Nachfrage ist größer und Gesundheitsreformen können 
die Nachfrage nach Reha-Leistungen deutlich beeinflussen. In der 
Folge könnte der potenzielle Anstieg der Zahl der Reha-Fälle bis 
2020 gedämpft werden. Letztlich wird das Volumen medizinischer 
Leistungen in Zukunft verstärkt von der privatfinanzierten Nach-
frage abhängen.  

                                                

18 RWI, Reha Rating Report 2009. 
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4.2 Stellung der schleswig-holsteinischen Reha-
bilitationseinrichtungen im Bundesländer-
vergleich 

Vorsorge- und Rehabilitationsleistungen werden in Schleswig-
Holstein von 72 Einrichtungen angeboten, die insgesamt 10.996 
Betten bereithalten (Abbildung 8). Für die Versorgung der 145.444 
Behandlungsfälle wurden 6.075 Menschen beschäftigt.19  

Abbildung 9: Anzahl der Vorsorge- und Rehabilitationseinrich-
tungen und Anzahl der aufgestellten Betten 2008 
(nach Bundesländern) 
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Quelle: Statistisches Bundesamt, Grunddaten der Vorsorge- oder Rehabilitationseinrichtun-
gen, 2008, Prognos 2010. 

                                                

19 Statistisches Bundesamt, Grunddaten der Vorsorge- oder Rehabilitationseinrichtungen, 2008. 
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Die durchschnittliche Größe der Einrichtungen gemessen an 
der Zahl der aufgestellten Betten liegt zwischen 203 Betten 
in Mecklenburg-Vorpommern und 106 Betten in Bayern (Ab-
bildung 9). Die Vorsorge- und Rehabilitationseinrichtungen in 
Schleswig-Holstein stellen durchschnittlich 153 Betten bereit 
und liegen damit im Bundesvergleich im Mittelfeld. 

Abbildung 10: Durchschnittliche Anzahl aufgestellter Betten je 
Vorsorge- oder Rehabilitationseinrichtung, nach 
Bundesländern, 2008 
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Quelle: Statistisches Bundesamt, Grunddaten der Vorsorge- oder Rehabilitationseinrichtun-
gen, 2008, Prognos 2010. 
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Hinsichtlich der Anzahl der aufgestellten Betten je 100.000 Ein-
wohner weist das nördlichste Bundesland nach Mecklenburg-Vor-
pommern die zweithöchste Dichte aller Länder auf (Abbildung 10). 
Mit Blick auf die wichtige Kennziffer der durchschnittlichen Betten-
auslastung zeigen die Rehabilitationskliniken in Schleswig-Holstein 
mit 84% einen überdurchschnittlichen Wert. 

Abbildung 11: Aufgestellte Betten je 100.000 Einwohner und 
durchschnittliche Bettenauslastung 2008 (nach 
Bundesländern) 
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Quelle: Statistisches Bundesamt, Grunddaten der Vorsorge- oder Rehabilitationseinrichtun-
gen, 2008, Prognos 2010. 
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Bei Betrachtung der Fallzahl je 100.000 Einwohner liegt Schles-
wig-Holstein mit 5.129 Fällen zwar deutlich hinter seinem östlichen 
Nachbarn Mecklenburg-Vorpommern (7.886), weist aber im Ver-
gleich mit den anderen Bundesländern eine überproportionale 
Leistungserbringung auf (Abbildung 11). 

Abbildung 12:  Anzahl der Fälle in Vorsorge- und Rehabilitati-
onseinrichtungen je 100.000 Einwohner 2008 
(nach Bundesländern) 
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Quelle: Statistisches Bundesamt, Grunddaten der Vorsorge- oder Rehabilitationseinrichtun-
gen, 2008, Prognos 2010. 
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Dass Schleswig-Holstein ein bedeutender Standort für Vorsorge- 
und Rehabilitationseinrichtungen ist, wird auch mit Blick auf die 
Herkunft der Patienten unterstrichen. Die Diagnosestatistik des 
Statistischen Bundesamts weist lediglich die Patientendaten der 
Vorsorge- und Reha-Einrichtungen mit mehr als 100 Betten aus. 
Zwar verfügen 568 bzw. 46% aller Einrichtungen über weniger als 
100 Betten. Allerdings halten sie nur 17% aller Betten vor und ver-
sorgen nur 14% aller Fälle.20 Die Bedeutung dieser kleinen Ein-
richtungen ist also begrenzt, so dass ihre fehlende Berücksich-
tigung bei der Analyse der Patientenströme nicht gravierend ist. 
Von den 116.800 Patienten in Einrichtungen mit mehr als 100 Bet-
ten kamen im Jahr 2008 82.603, also 71% nicht aus Schleswig-
Holstein - mit Abstand der zweithöchste Wert knapp nach Meck-
lenburg-Vorpommern (Abbildung 12).  

Abbildung 13: Aus den Vorsorge- und Rehabilitationseinrichtun-
gen mit mehr als 100 Betten entlassene vollsta-
tionäre Patienten aus anderen Bundesländern 
2008 (nach Sitz der Einrichtungen) 
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Quelle: Statistisches Bundesamt, Diagnosestatistik der Vorsorge- oder Rehabilitationsein-
richtungen, 2008, Prognos 2010.

                                                

20 Statistisches Bundesamt, Grunddaten der Vorsorge- und Rehabilitationseinrichtungen, 2008. 
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Bei näherer Betrachtung der Herkunft der in schleswig-holsteini-
schen Einrichtungen versorgten Patienten wird die Attraktivität des 
nördlichsten Standorts für stationäre Vorsorge und Rehabilitation 
deutlich (Abbildung 13). So haben 33.048 Patienten und damit 
rund 29% ihren Wohnsitz in den angrenzenden Bundesländern 
Niedersachsen, Hamburg und Mecklenburg-Vorpommern. 42% 
der Patienten haben ihren Wohnsitz in den übrigen Bundesländern 
und nehmen das Angebot zur Gesundvorsorge und Rehabilitation 
in Schleswig-Holstein wahr. Insgesamt sorgte der Vorsorge- und 
Reha-Bereich im Jahr 2008 für gut 3,3 Millionen Übernachtungen 
und zeichnet damit für 15% aller Übernachtungen im gesamten 
touristischen Sektor Schleswig-Holsteins verantwortlich.21 Vor die-
sem Hintergrund wird die große Bedeutung der Vorsorge- und Re-
habilitationseinrichtungen für die regionale Wirtschaft erkennbar.  

Abbildung 14: Aus den Vorsorge- und Rehabilitationseinrichtun-
gen des Landes Schleswig-Holstein mit mehr als 
100 Betten entlassene vollstationäre Patienten 
2008 (nach Herkunft der Patienten) 
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Quelle: Statistisches Amt Nord, Diagnosestatistik der Vorsorge- oder Rehabilitationsein-
richtungen, 2008, Prognos 2010. 

                                                

21 Statistisches Amt Nord, Statistische Berichte – Der Fremdenverkehr in den Gemeinden Schleswig-Holsteins, 2008. 
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4.3 Die Standorte im Überblick 

Fast drei Viertel der Vorsorge- und Rehabilitationseinrichtungen 
Schleswig-Holsteins befanden sich im Jahr 2008 in den drei Krei-
sen Nordfriesland, Ostholstein und Rendsburg-Eckernförde (Abbil-
dung 15). In den 26 in Nordfriesland gelegenen Kliniken war rund 
ein Drittel – nämlich 46.300 – aller in Schleswig-Holstein versorg-
ten Personen untergebracht. Im Kreis Ostholstein wurden 40.900 
(28% aller Patienten) in 20 Reha-Einrichtungen behandelt. Die 
sieben im Kreis Rendsburg-Eckernförde gelegenen Kliniken mel-
deten 22.800 Behandlungen (16%). Weitere Kliniken befinden sich 
v.a. im Herzogtum Lauenburg und in Schleswig-Flensburg. 

Abbildung 15: Standorte der Reha-Kliniken 
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Quelle: Prognos 2010. 

Inhaltlich ist das Angebot der Vorsorge- und Reha-Landschaft 
Schleswig-Holsteins umfassend. Die Anbieter aus Schleswig-
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Holstein bauen auf die intakte und aktivierend wirkende Umwelt, 
die den Erfolg von Maßnahmen begünstigt. Eine hervorgehobene 
Stellung hat daher die Behandlung von Atemwegs- und Stoffwech-
selerkrankungen. Die Kliniklandschaft bietet aber auch in den Be-
reichen Orthopädie und Kardiologie spezialisierte Angebote. Die 
Vorsorge- und Reha-Landschaft Schleswig-Holsteins zeichnet sich 
aber nicht nur durch die Breite und Vielfalt ihres Angebots, son-
dern auch durch ein akzentuiertes Bestreben nach Qualität in der 
Versorgung aus. Dies kommt u.a. darin zum Ausdruck, dass Güte-
siegel und Zertifizierungen initiiert und von den Einrichtungen zu-
nehmend angenommen werden.  

Insgesamt zeigt der Bundesländer-Vergleich, dass sich Schleswig-
Holstein zu einem etablierten Standort für die Gesundheitsvor-
sorge und Rehabilitation in Deutschland entwickelt hat.  
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5 Methodische Grundlagen zur Ermittlung regio-
nalwirtschaftlicher Effekte der Reha-Kliniken 
und Aufbau eines regionalen Wirkungsmodells 

5.1 Definition direkter, indirekter und induzierter 
Effekte 

Wegen der arbeitsteiligen Produktion ist es für die Fragestellung 
der vorliegenden Studie nicht ausreichend, nur die direkte Pro-
duktionswirkung (Wertschöpfung, Arbeitsplatzeffekte) und die bei 
den schleswig-holsteinischen Reha-Kliniken beschäftigten Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer in Betracht zu ziehen. Vielmehr 
müssen auch jene Beschäftigten berücksichtigt werden, die indi-
rekt – etwa für die Herstellung von klinischen Produkten und 
Dienstleistungen – für die Reha-Kliniken tätig sind. Neben laufen-
den Sachausgaben und laufenden Investitionen (Medizinische Ge-
räte, EDV, Möbel, Innenausstattung, Baumaßnahmen, Reparatu-
ren, Wartungen etc.) im Reha-Klinikbetrieb entsteht auch durch die 
Verdienstausgaben der Beschäftigten regional wirksame Nach-
frage, die wertschöpfende und arbeitsplatzstiftende Wirkungen in 
weiteren Branchen induziert. 

Die sich aus dem Betrieb der Reha-Kliniken in Schleswig-Holstein 
ergebenden Wirkungen lassen sich unterteilen in direkte, indirekte 
und induzierte Effekte: 

� Direkte Effekte bezeichnen die primären Produktions-, Be-
schäftigungs-, und Einkommenseffekte, die direkt bei den Re-
ha-Kliniken entstehen. Hierzu zählen die erzielten Umsätze 
der Kliniken, die Arbeitsplätze und das Einkommen der in den 
Reha-Kliniken Beschäftigten. 

� Indirekte Effekte entstehen durch laufende Ausgaben und In-
vestitionen der Klinikbetriebe in der Region. Deren Nachfrage 
nach Waren und Dienstleistungen führt zu einer erhöhten 
Wertschöpfung und Beschäftigung in vielen Wirtschaftszwei-
gen Schleswig-Holsteins. Auch diese sog. vorleistenden Wirt-
schaftsbereiche beziehen ihrerseits wiederum Vorleistungen 
von anderen Bereichen (Vorleistungsverflechtung). Es erge-
ben sich folglich indirekte Effekte erster, zweiter, ... und n-ter 
Ordnung, wobei die Größenordnung der Effekte von Stufe zu 
Stufe immer kleiner wird. 

� Einkommensinduzierte Effekte entstehen durch die Ver-
dienstausgaben der Beschäftigten der Reha-Kliniken. Die Be-
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schäftigten bei den Kliniken und in zuliefernden Branchen 
verwenden einen Teil ihrer Einkommen bzw. ihrer Kaufkraft  
für Konsumausgaben in der Region. Aus dieser zusätzlichen 
Nachfrage resultieren sog. induzierte Effekte, die in gestiege-
ner gesamtwirtschaftlicher Produktion, Beschäftigung und 
Einkommen liegen.  

� Bedeutend sind in diesem Zusammenhang auch die Ausga-
ben der Patienten und Begleitpersonen, die von außerhalb 
Schleswig-Holsteins kommen und zusätzlichen Konsum in die 
Region tragen. Dieser Aspekt wird in Kapitel 6.4 gesondert be-
trachtet. 

Die folgende Abbildung veranschaulicht den Zusammenhang der 
Effekte. 

Abbildung 15: Systematik der ökonomischen Wirkungen 
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Quelle: Prognos 2010. 

Bei der ökonomischen Wirkungsanalyse der Reha-Kliniken in 
Schleswig-Holstein gestalten sich die Berechnungen (wegen der 
Komplexität ökonomischer Prozesse und des Datenmangels22) an 

                                                

22 Z.B. liegen zur Abschätzung der direkten fiskalischen Effekte nicht genügend Daten für solide Aussagen zugrunde. Es 

wird hierzu auf Kennziffern aus der amtlichen Statistik zurückgegriffen. 
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vielen Stellen als schwierig. Stellenweise kommt man daher nicht 
umhin, Schätzungen oder Plausibilitätsüberlegungen anzustellen. 
Gerade bei regionalen Untersuchungen stellt sich dieses Problem 
in besonderem Maße. 

5.2 Ermittlung direkter Effekte mit Hilfe der 
Befragung 

5.2.1 Ökonomische Basisdaten der befragten Einrichtungen 

An der im Frühjahr 2010 von der Prognos AG durchgeführten Be-
fragung von 29 Rehabilitationskliniken haben 15 der 72 im Bun-
desland Schleswig-Holstein ansässigen Vorsorge- und Rehabilita-
tionseinrichtungen23 teilgenommen (s. auch Abbildung 15, S. 27). 
Die Befragung erfolgte anhand eines schriftlichen Fragebogens, 
der den – vom Auftraggeber ausgewählten – Einrichtungen zur 
Bearbeitung übermittelt wurde. Die nachfolgende Tabelle zeigt die 
Abdeckungsquote der Befragung nach verschiedenen Kriterien: 

Tabelle 4:  Abdeckungsquote der Prognos Befragung 

Einrichtungen 72 15 20,8%
Beschäftigte 6.075 1.883 31,0%
Bettenzahlen 10.996 3.449 31,4%
Fallzahlen 145.444 49.220 33,8%
Fallzahl/Einrichtung 2.020 3.214 159,0%

Segment
Schleswig-Holstein 

insgesamt 2008
Prognos Befragung 

2009
Abdeckungsquote

 

Quelle: Prognos 2010; Statistisches Bundesamt 2010.  

Ersichtlich ist, dass sich rund ein Fünftel der Einrichtungen an der 
Befragung beteiligte, wobei sie gemessen an der Fallzahl ein Drit-
tel der Vorsorge- und Rehabilitationskliniken im Bundesland reprä-
sentieren. Die gleiche Größenordnung wird hinsichtlich der Be-
schäftigtenzahl (31,0%) und der Bettenzahl (31,4%) abgedeckt. 
Insofern haben neben kleineren insbesondere große und wirt-
schaftlich bedeutende Einrichtungen teilgenommen, die zu einer 
sehr soliden Grundlage für die Analyse der ökonomischen Effekte 
beitragen. 

                                                

23 Mutter/Vater-Kind-Einrichtungen wurden aufgrund der abweichenden Kennziffern (u.a. Verweildauer) nicht berücksich-

tigt.  
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Für die Hochrechnung werden die Fallzahlen verwendet. Mit den 
Fallzahlen wird das wirtschaftliche Gewicht der befragten Einrich-
tungen berücksichtigt (Nachfrage von Vorleistungsgütern). Dies ist 
insbesondere für die Analyse der regionalökonomischen Effekte 
von großer Bedeutung. Somit stellen die Fallzahlen, die dahinter 
stehenden Behandlungen und die durch sie ausgelösten Nach-
frage- sowie Einnahmeeffekte die geeignete Größe zur Ermittlung 
der direkten Effekte dar.  

5.2.2 Die befragten Einrichtungen im Bund-Länder-Vergleich 

Neben den für die Analyse der regionalökonomischen Effekte be-
nötigten ökonomischen Basisdaten wurden weitere Daten zur Be-
schreibung der Gruppe der befragten Einrichtungen erhoben.  

• Trägerstruktur  

• Fallzahl (pro Jahr, nach Fachabteilungen) 

• Gesamtbettenzahl (pro Jahr, nach Fachabteilungen) 

• Verweildauer (in Tagen, nach Fachabteilungen) 

• Auslastungsgrad der Betten  

• Rehabilitationsmaßnahmen (nach Art der Unterbringung) 

• Anteil Anschlussheilbehandlungen/Heilverfahren 

• Durchschnittlicher Pflegesatz (pro Jahr) 

• Investitionen (pro Jahr) 

Aufgrund dieser Daten werden die befragten Einrichtungen im Fol-
genden mit entsprechenden Daten auf Landes- und Bundesebene 
verglichen. 

Dominanz der privaten Träger 

Hinsichtlich der Trägerstruktur zeigt die Verteilung der befragten 
Einrichtungen ein ähnliches Bild wie auf der Ebene des Landes 
Schleswig-Holstein und auf Bundesebene (Abbildung 16). Die pri-
vaten Vorsorge- und Rehabilitationseinrichtungen dominieren auf 
allen räumlichen Ebenen, wobei ihr Übergewicht (73,3%) unter 
den befragten Einrichtungen besonders groß ist. Auf Länder- und 
Bundesebene entfallen etwas mehr als 50% auf die privaten Trä-
ger. In der Befragung sind insbesondere die öffentlichen Träger 
(6,7%) gegenüber der Landes- (15,8%) und der Bundesebene 
(17,8%) deutlich unterrepräsentiert. Hinsichtlich der freigemeinnü-
tzigen Einrichtungen zeigt sich, dass ihr Anteil auf Bundesebene 
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(26%) zwischen dem Anteil im Land Schleswig-Holstein (33,3%) 
und in der befragten Gruppe (20%) liegt. 

Abbildung 16: Trägerstruktur der Vorsorge- oder Rehaeinrich-
tungen im Bund (2008), in Schleswig-Holstein 
(2010), und der befragten Kliniken (2009), Anteile 
in % 
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Quelle: Statistisches Bundesamt, Grunddaten der Vorsorge- oder Rehabilitationseinrichtun-
gen 2008,Statistisches Amt Nord 2010, Prognos 2010. 
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Schwerpunkte in der Orthopädie und Inneren Medizin 

Mit Blick auf die Fälle in den Fachabteilungen zeigen sich nur ge-
ringe Unterschiede zwischen den amtlichen Daten24 auf Bundes-
ebene und den Daten der befragten Kliniken (Abbildung 17). We-
sentliche Schwerpunkte der Rehabilitation sind mit 37% (Bund) 
bzw. 41% (Befragung) aller Fälle die Orthopädie, mit 28% (Bund) 
bzw. 17% (Befragung) die Innere Medizin und mit 5% (Bund) bzw. 
11% (Befragung) die Onkologie.  

Abbildung 17: Fälle pro Jahr der Vorsorge- oder Rehabilitati-
onseinrichtungen im Bund (2008) und der befrag-
ten Einrichtungen (2009), nach Fachabteilungen, 
Anteile in % 
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Quelle: Statistisches Bundesamt, Grunddaten der Vorsorge- oder Rehabilitationseinrichtun-
gen – regionale Tiefe  2008, Prognos 2010. 

Die Verteilung der aufgestellten Betten auf die Fachabteilungen 
spiegelt die Verhältnisse von Abbildung 17 weitgehend wider. 

                                                

24 Es liegen keine Daten für die Landesebene vor. 
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Abbildung 18: Aufgestellte Betten in Vorsorge- oder Rehabilitationseinrichtungen in Deutschland im Bund und 
in Schleswig-Holstein (2007), in den befragten Einrichtungen (2009), nach Fachabteilungen, An-
teile in % 

Allgemein-
medizin 2 %

Frauenheil-
kunde und 

Geburtshilfe 
1 %

Innere 
Medizin 

(inkl. Onkologie)

23 %

Orthopädie 
27 %

Neurologie 
10 %

Physika-
lische und 

rehabilitative 
Medizin 

1 %

Psychiatrie 
15 %

sonstige 
Fachbereiche 

13 %

Bund

Allgemein-
medizin 

11 %

Frauenheil-
kunde und 

Geburtshilfe 
2 %

Innere 
Medizin

(inkl. Onkologie)

23 %

Orthopädie 
18 %

Neurologie 
6 %

Psychiatrie
9 %

sonstige 
Fachbereiche

31 %

Schleswig-Holstein Frauenheil-
kunde und 

Geburtshilfe
4 %

Innere 
Medizin 

(inkl. Onkologie)
26 %

Orthopädie
39 %

Neurologie
17 %

Psychiatrie 
13 %

sonstige 
Fachbereiche 

2 %
Befragte Einrichtungen

 

Quelle: Statistisches Bundesamt, Grunddaten der Vorsorge- und Rehabilitationseinrichtungen, GENESIS-Datenbank 2007, Prognos 2010. 
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Stellt man mit Blick auf die befragten Einrichtungen die Fallzahlen 
den aufgestellten Betten gegenüber, zeigt sich mit wenigen Aus-
nahmen ein proportionales Verhältnis. Der überproportionale Anteil 
der Neurologie bei den aufgestellten Betten ist auf die überdurch-
schnittliche Verweildauer der Patienten in diesen Fachabteilungen 
zurückzuführen.  

Abbildung 19:  Fälle pro Jahr und aufgestellte Betten in den be-
fragten Einrichtungen (2009), nach Fachabtei-
lungen, Anteile in % 
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Quelle: Prognos 2010 
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Unterdurchschnittliche Verweildauer in Schleswig-Holstein 

Die durchschnittliche Verweildauer nahm auf Bundesebene zwi-
schen 1996 und 2008 von 30,2 auf 25,3 Tage ab. Die durch-
schnittliche Verweildauer der Vorsorge- und Rehabilitationsein-
richtungen in Schleswig-Holstein liegt mit 23,4 Tagen unter dem 
bundesweiten Durchschnitt von 25,3 Tagen. Mit Blick auf die be-
fragten Kliniken zeigt sich, dass sich die Fachabteilungen hierin 
kaum voneinander unterscheiden (Abbildung 19). Ähnlich wie im 
Bund weisen die Behandlungsfelder Suchterkrankungen und Neu-
rologie überdurchschnittliche Werte auf.  

 

Abbildung 20: Durchschnittliche Verweildauer der befragten Kli-
niken (2009), sowie der Einrichtungen in Schles-
wig-Holstein und im Bund (2008), nach Fachab-
teilungen 
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Quelle: Prognos 2010, Statistisches Bundesamt Grunddaten der Vorsorge- oder Rehabilita-
tionseinrichtungen 2008. 
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Überdurchschnittliche Bettenauslastung in Schleswig-

Holstein 

Hinsichtlich der Bettenauslastung weisen die befragten Einrichtun-
gen25 mit 90,5% einen deutlich besseren Wert auf als der schon 
im Bundesvergleich überdurchschnittliche Wert auf Ebene des 
Landes Schleswig-Holsteins (84%). 

Abbildung 21: Durchschnittliche Bettenauslastung der Vor-
sorge- und Rehaeinrichtungen in den befragten 
Einrichtungen (2009), der Einrichtungen in 
Schleswig-Holstein und im Bund (2008) 
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Quelle: Prognos 2010, Statistisches Bundesamt Grunddaten der Vorsorge- oder Rehabilita-
tionseinrichtungen 2008. 

Alle befragten Kliniken erbringen Leistungen zur medizinischen 
Rehabilitation und sonstige Leistungen zur Teilhabe mit vollstatio-
närer Unterbringung. 8 der 15 befragten Einrichtungen erbringen 
ambulante Leistungen und 9 Einrichtungen bieten eine teilstatio-
näre Versorgung an. 

Im Jahr 2008 betrug der Anteil der Anschlussheilbehandlungen der 
DRV Bund 29%.26 71% der Leistungen wurden im Rahmen des 
klassischen Heilverfahrens erbracht. Die befragten Kliniken geben 
im Durchschnitt für das Jahr 2009 einen relativ hohen AHB-Anteil 

                                                

25 Aufgrund fehlender fachabteilungsspezifischer Daten einiger Kliniken können keine fachabteilungsspezifischen Angaben 

gemacht werden 
26 Deutsche Rentenversicherung Bund: Statistischer Jahresbericht 2008 
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von 45% an, während die Heilverfahren den unterdurchschnittli-
chen Anteil von 55% ausmachen.  

 

5.3 Ermittlung indirekter Effekte mit Hilfe der 
Input-Output-Rechnung 

Als indirekte Effekte werden Wertschöpfungs- und Arbeitsplatzef-
fekte bezeichnet, die in den von den Ausgaben der Reha-Kliniken 
profitierenden Sektoren und ihren Vorleistungsbranchen entste-
hen. Indirekte Effekte können bei direkten Zulieferern entstehen 
(Vorleistungseffekte 1. Ordnung) oder auch bei den Zulieferern der 
Zulieferer (Vorleistungseffekte 2., 3., …, n-ter Ordnung). Vorleis-
tungseffekte 1. Ordnung lassen sich mit Hilfe der Vorlei-
stungsstruktur der betreffenden Branche berechnen. Will man die 
indirekten Effekte über alle Stufen in einem Gang berechnen, so 
kann man die Effekte mit Hilfe der Input-Output-Rechnung mo-
dellhaft quantifizieren. Input-Output-Tabellen zeigen unmittelbar 
die direkten wirtschaftlichen Verflechtungen zwischen und inner-
halb der produzierenden Bereiche und der letzten Verwendung 
von Gütern für einen bestimmten abgelaufenen Zeitraum. 

Die Berechnung indirekter regionalwirtschaftlicher Effekte mit der 
Input-Output-Analyse setzt das Vorhandensein einer spezifischen 
Input-Output-Tabelle für das Bundesland Schleswig-Holstein vor-
aus. Bis auf das Land Baden-Württemberg existiert weder für ein 
Bundesland noch für eine Region eine amtliche Input-Output-Ta-
belle. Aus diesem Grund wurde im Rahmen dieses Projekts mit 
Hilfe einiger Annahmen eine spezifische Input-Output-Tabelle 
für Schleswig-Holstein geschätzt.  

Hilfreich waren hierbei neben Drittstudien vor allem Vorarbeiten 
der Prognos AG der jüngsten Vergangenheit, die sich in zahlrei-
chen Projektstudien und Forschungsarbeiten mit der Problematik 
intensiv auseinander gesetzt hat.27  

Ausgangsbasis ist die Input-Output-Tabelle auf Bundesebene, die 
die amtliche Statistik mit einer Aufteilung in 12 Wirtschaftsbereiche 
liefert.28 Um eine Input-Output-Tabelle (I-O-Tabelle) für Schleswig-
Holstein zu schätzen, müssen verschiedene Annahmen getroffen 

                                                

27  Vgl. Prognos-Studie (2007); Prognos AG / Verwaltungshochschule Speyer: Die formale und effektive Inzidenz von 
Bundesmitteln, Speyer 2007. IKSF (o. J.) DIW (2007); DIW (1997); Senator für Finanzen Bremen; Prognos AG (2005). 

28  Die aktuell im Jahr 2010 verfügbare I-O-Tabelle des Statistischen Bundesamts bezieht sich auf das Basisjahr 2006. 
Sie ist die neueste verfügbare Tabelle mit originär berechneten Daten. Tabellen für spätere Jahre beruhen auf Fort-
schreibungen und liefern daher keinen strukturellen Erkenntnisgewinn. 
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werden. So gehen wir vereinfachend davon aus, dass für jeden 
Wirtschaftszweig in Schleswig-Holstein das Verhältnis von Wert-
schöpfung zu Produktionswert, die Struktur der bezogenen Vor-
leistungen sowie der Importanteil aus dem Ausland dem bundes-
weiten Branchenschnitt entsprechen.29 Darüber hinaus haben wir 
plausibel unter Zuhilfenahme funktionaler Zusammenhänge abge-
schätzt, wie hoch der Anteil der Vorleistungen ist, die regionalen 
Unternehmen aus Schleswig-Holstein beziehen (sog. regionale 
Vorleistungsquoten). Wichtige Anhaltspunkte ergeben sich in er-
ster Linie durch Vergleichsstudien und ein von Prognos in den 
Jahren 2006/2007 durchgeführtes Forschungsprojekt für das Bun-
desamt für Bauwesen und Raumordnung (BBR), welches die intra-
regionalen Lieferquoten der Wirtschaftszweige aus der Wirt-
schaftskraft einer Region und der Wirtschaftsstruktur funktional ab-
leitet.30  

Die regionalen Lieferquoten werden bei dieser Methode funktional 
anhand der Höhe der sektoralen Bruttowertschöpfung in der Re-
gion abgeschätzt. Mit Hilfe zusätzlicher Angaben zur sektoralen 
Wertschöpfung lassen sich vorsichtige Schätzungen für die regio-
nalen Vorleistungsquoten sektoral gegliedert anstellen.31 Denn es 
kann davon ausgegangen werden, dass in Regionen mit hohem 
ökonomischem Entwicklungsniveau die Möglichkeit besteht, nicht 
nur die herkömmliche Nachfrage sondern auch den spezifischen 
Sonderbedarf an Gütern und Dienstleistungen zu decken, die Ver-
bleibsquote der Sachausgaben also hoch ist. In Tabelle 5 ist an-
gegeben, welcher Anteil des Vorleistungsbezugs aus der Be-
trachtungsregion stammt. So gehen wir bspw. nach unseren 
Schätzungen davon aus, dass 26% der von den in der Region an-
sässigen Unternehmen bezogenen Maschinenbauprodukte aus 
Schleswig-Holstein stammen und 70% aus anderen Regionen 
Deutschlands.  

                                                

29  Davon auszugehen, dass ein Wirtschaftszweig in Schleswig-Holstein gänzlich andere Strukturen (z. B. Wertschöp-
fungsanteil am Produktionswert, Vorleistungsstruktur) aufweist als im Bundesschnitt der Branche, stellt aus unserer 
Sicht mangels besserer verfügbarer Daten keine plausible Annahme dar. Vgl. hierzu auch 3.1. 

30  Vgl. z.B. Prognos AG (2003), Prognos AG / Verwaltungshochschule Speyer: Die formale und effektive Inzidenz von 
Bundesmitteln, Speyer 2007. 

31  Für den funktionalen Zusammenhang wurde eine „exponentielle Wachstumsfunktion mit Sättigungsgrenze“ ange-
nommen, gemäß der Formel:  

)( BbemL ⋅
−⋅= 1  

mit L = intraregionale Lieferquote; B = normierter Beschäftigungsanteil einer Branche in einer Region; m = Maximal-
wert (abgeleitet aus nationaler Importquote); b = Koeffizient, der die „Durchbiegung“ der Funktion bestimmt  
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Tabelle 5: Intraregionale Lieferquoten nach bezogenen Gütern/ 
Dienstleistungen in Deutschland und Schleswig-Hol-
stein (WZ 03) 

Nr. Wirtschaftszweig / Deutschland zum Vgl. Schleswig-Holstein

bezogene Güter Baden-Württemberg

1 Land- u. Forstwirtschaft 71% 61% 55%

2
Bergbau, Steine/ Erden, Energie, 
Wasser

58% 45% 42%

3
Mineralöl, Chemie, bearbeitete 
Steine / Erden

70% 44% 31%

4 Metalle 74% 29% 26%

5
Maschinen, Fahrzeuge, DV-
Geräte, Elektro

70% 45% 26%

6
Textilien, Leder, Holz-, Papier, 
Sekundärrohstoffe

67% 53% 33%

7 Nahrungsmittel, Getränke, Tabak 79% 56% 46%

8 Bau 99% 94% 78%

9
Handel, Verkehr, Nachrichten-
übermittl., Gastgewerbe

94% 73% 67%

10
Kreditinst., Wohnungsw., 
Unternehmens- DL

95% 84% 76%

11 Gesundheits- u. Sozialwesen 100% 90% 85%

12
Öffentl. Verwaltung, DL priv. 
Haushalte

98% 90% 85%
 

Quelle: Prognos AG, 2010. Angaben für Deutschland auf Basis der bundesweiten Input-
Output-Tabelle (Stat. Bundesamt 2010, Basisjahr 2006),  
Angaben für Baden-Württemberg auf Basis der I-O-Tab. des Landes; Angaben für 
Schleswig-Holstein eigene Modellrechnungen. Zu den funktionalen Zusammenhän-
gen vgl. Prognos AG / Verwaltungshochschule Speyer: Die formale und effektive 
Inzidenz von Bundesmitteln, im Auftrag des Bundesamt für Bauwesen und Raum-
ordnung (Projekt 10.06.03-05.106), Speyer 2007. 

Mit diesen Angaben ist es möglich, die gesamtdeutsche  
I-O-Tabelle regionalspezifisch anzupassen. Die geschätzte I-O-
Tabelle für Schleswig-Holstein befindet sich im Anhang III (S. 74). 
Zum genauen methodischen Vorgehen bei der Durchführung der 
Input-Output-Rechnung wird ebenfalls auf den Anhang verwiesen, 
der die einzelnen Rechenschritte aufzeigt. Vereinfacht ausge-
drückt wird durch Matrizenrechnung ermittelt, welche Menge in 
sämtlichen Wirtschaftsbereichen inkl. aller Vorleistungsstufen pro-
duziert werden muss, um die Nachfrage der Rehabilitationskliniken 
nach Gütern und Dienstleistungen zu decken.  
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Um mit dem Input-Output-Modell rechnen zu können, müssen die 
laufenden Vorleistungsbezüge und Investitionsausgaben separat 
nach den 12 ausgewiesenen Wirtschaftsbereichen der Input-Out-
put-Tabelle eingespeist werden. Der primäre Nachfrageimpuls 
führt zu direkten und indirekten Produktionswirkungen nicht nur 
z.B. in der Bauwirtschaft, sondern auch in anderen Branchen. Da-
zu werden in jeder Branche Beschäftigte benötigt, die ein ent-
sprechendes Einkommen erhalten. Durch Verwendung der Input-
Output-Rechnung können sämtliche für die Befriedigung der Vor-
leistungsgüternachfrage nötigen Produktionswerte in jedem vor-
gelagerten Wirtschaftsbereich ermittelt werden. 

Mit Hilfe statistischer Kennziffern lassen sich Umsatz- bzw. Pro-
duktionseffekte umrechnen in Erwerbstätigenzahlen, Wert-
schöpfungs- und Einkommenswirkungen. Für jeden der zwölf be-
trachteten Wirtschaftsbereiche sind statistische Kennzahlen aus 
der amtlichen Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung (VGR) be-
kannt oder können errechnet werden. Mit Hilfe der sektoralen Ar-
beitsproduktivitäten und unter Einbezug der Wertschöpfungs-
anteile lassen sich Nachfrageimpulse in Beschäftigtenzahlen 
transformieren. Tabelle 6 gibt einen Überblick zu den Kennzahlen 
des Untersuchungsraums Schleswig-Holstein. 
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Tabelle 6: Erwerbstätige, Wertschöpfung sowie Arbeitsproduktivität in Schleswig-Holstein (2008) 

Land- und Forstwirtschaft, Fischerei (01-05) 41.299 966 23.387 20.153

Bergbau, Gew. v. Steinen und Erden, Energie und W asser (10-14, 40-41) 9.634 1.105 114.703 55.370

Verarbeitendes Gewerbe, davon 167.655 10.917 65.116 43.420

Mineralöl- und chem. Erzeugnisse, Glas, Keramik (23-26) 24.800 2.082 83.962 49.155

Metalle (27-28) 15.004 960 63.958 38.762

Maschinen, Fahrzeuge, DV-Geräte, elektrotechnische Geräte (29-35) 63.965 5.049 78.928 54.524

Textilien, Lederwaren, Holz- u. Papier, Recycling, Sekundärrohstoffe 
(17-22; 36-37)

31.571 1.581 50.083 29.142

Nahrungs- und Futtermittel, Getränke, Tabak (15-16) 32.315 1.245 38.537 24.848

Baugewerbe (45) 68.383 2.640 38.607 29.834

Handel, Verkehr, Nachrichtenübermittlung, Gastgewerbe (50-64) 364.570 14.241 39.061 26.346

Kreditinstitute u. Versicherungen, Vermietung, 
Unternehmensdienstleistungen (65-74)

190.761 19.509 102.272 29.280

Gesundheits-, Veterinär- u. Sozialwesen, Erziehung u. Unterricht, 
Entsorgung (80-90)

234.757 8.947 38.110 30.730

Öff. Verwaltung, Verteidigung, Sozialvers., sonst. Dienstleistungen priv. 
Haushalte, Kultur-DL (75; 91-95)

195.779 7.653 39.091 30.408

Insgesamt 1.272.838 65.978 51.835 30.987

Bruttowertschöpfung 
je Erwerbstätigen in 

EUR

Entgelte je 
Arbeitnehmer in EUR

Zusammengefasste W irtschaftszweige in der Sozialproduktsberechnung
(W Z 2003)

Erwerbstätige am 
Arbeitsort

W ertschöpfung in 
Mio. EUR

 

Quelle: Schätzungen Prognos AG auf Basis von Angaben des Statistischen Landesamts sowie des Arbeitskreises Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung der Länder, 2010. 
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5.4 Ermittlung induzierter Effekte – Berechnung 
des Einkommensmultiplikators für Schleswig-
Holstein 

Der sog. „einkommensmultiplikative Prozess“ besteht darin, dass 
der Großteil der an die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer ge-
zahlten Entgelte für Konsumzwecke ausgegeben wird. Die erhöhte 
Konsumgüternachfrage der Beschäftigten führt zu einer Anregung 
der Produktion und zur Entstehung zusätzlicher Wertschöpfung 
und zusätzlichen Einkommens in den Konsumgüterbereichen. Die 
zusätzliche Wertschöpfung führt zu erhöhter Beschäftigung in den 
betreffenden Wirtschaftszweigen (induzierte Beschäftigung). Die 
Beschäftigten in diesen Bereichen geben wiederum einen Teil ih-
rer Einkommen für Konsumzwecke aus. Es entsteht ein fortwäh-
render multiplikativer Prozess, der jedoch von „Runde zu Runde“ 
aufgrund von „Sickerverlusten“ wie Steuern, Sozialabgaben, Er-
sparnis und Importen aus dem Ausland und anderen Regionen im-
mer kleiner wird. Abbildung 22 verdeutlicht diesen Zusammen-
hang: 

Abbildung 22: Einkommen und Kaufkraft 
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Quelle: Prognos 2010. 

Die beschriebenen „induzierten Effekte“ werden durch die Multipli-
katoranalyse modelliert. Dabei erfolgt die Abschätzung des Multi-
plikatoreffekts durch die Verwendung eines standortspezifischen 
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regionalen Einkommensmultiplikators. Zur Ermittlung eines spe-
zifischen Einkommensmultiplikators (m) für Schleswig-Holstein 
mit Hilfe der unten stehenden Formel32 müssen Werte für die Kon-
sumquote (c), die Importquote (q) und die Steuer- und Abgaben-
belastung (t) festgelegt werden: 

)1)(1(1

1

qtc
m

−−−

=  

Die Empfänger von Arbeitseinkommen müssen diese zunächst 
versteuern und Sozialabgaben leisten. Die durchschnittliche Be-
lastung der Arbeitnehmerentgelte durch Lohn- und Einkommen-
steuer liegt nach Angaben der Volkswirtschaftlichen Gesamtrech-
nung (VGR) bei ca. 14,8%.33 Für die Sozialabgaben (Arbeitneh-
mer- sowie Arbeitgeberanteil) wurde eine durchschnittliche Quote 
von 32,7 % des Arbeitsentgelts abgeleitet. Die Belastung der Kon-
sumnachfrage durch Mehrwertsteuer und spezifische Verbrauch-
steuern beträgt abgeleitet aus VGR-Daten ca. 12% und liegt damit 
in Folge der Erhöhung des MwSt.-Satzes im Jahr 2007 höher als 
noch vor ein paar Jahren.34, 35 Insgesamt liegt damit bei Annahme 
dieser Werte die Belastung der Einkommen (Entgelte) mit Ein-
kommensteuer, Sozialabgaben und Umsatzsteuer deutschlandweit 
bei t = 53,1%.  

Zur Abschätzung der Steuer- und Abgabenlast kann auch aus der 
amtlichen Statistik das Verhältnis von durchschnittlich verfügbaren 
Einkommen zum Arbeitsentgelt herangezogen werden oder man 
zieht Angaben des Karl-Bräuer-Instituts des Bundes der Steuer-
zahler heran.36 Dabei werden unter dem Arbeitsentgelt in der 
amtlichen Statistik die Personalkosten verstanden, d.h. das Brut-
togehalt zzgl. der Arbeitgeberanteile an der Sozialversicherung 
und freiwilliger Leistungen. Das durchschnittliche Arbeitnehmer-
entgelt pro Arbeitnehmer in Schleswig-Holstein im Jahr 2008 be-
trug demnach 30.987 € p.a., der Bruttoverdienst 25.167 € p.a. und 
der Nettoverdienst 16.279 € p.a. Das verfügbare Einkommen pro 
Einwohner liegt mit 17.779 € p.a. geringfügig höher (z.B. wegen 
Transferzahlungen). Das Verhältnis von verfügbarem Einkommen 
zum Arbeitsentgelt beläuft sich auf 57,4 %, d.h. die direkte Steuer- 

                                                

32  Herleitung der Formel im Anhang 
33  Vgl. Statistisches Bundesamt (2009b): Tab. 3.4.4.2. 
34  Bezogen auf das Arbeitsentgelt beträgt die Belastung mit MwSt. 5,6 %. 
35  Vgl. Bedau et al. (1998). Diese stellten eine Durchschnittsbelastung von 11 % fest. 
36  Vgl. Karl-Bräuer-Institut des Bundes der Steuerzahler (2006). Die Belastung mit direkten und indirekten Abgaben wird 

hier für das Jahr 2009 auf  51,1% geschätzt. 
Vgl. auch Karl-Bräuer-Institut des Bundes der Steuerzahler (2007). Die Belastung des Einkommens des durchschnitt-
lich verdienenden deutschen Single mit Steuern und Sozialbeiträgen sowie mit Umsatzsteuer liegt bei 56 % bezogen 
auf das Jahr 2007 (Gesamtbelastungsquote). Die Grenzbelastungsquote des Singles liegt sogar bei 65,9 % bezogen. 
Die Steuer- und Abgabenquote bei einem Doppelverdienerhaushalt mit 2 Kindern beträgt  45,9%. 
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und Abgabenquote beträgt 42,6%, unter Einbezug der indirekten 
Steuern (MwSt.) sogar 48,7%. Diese Werte sind in etwa vergleich-
bar mit den Vorjahren. Dieser Wert liegt signifikant über der sog. 
gesamtwirtschaftlichen Abgabenquote von 37,9%, die auch die 
von Unternehmen gezahlten Steuern umfasst. 37 

Abbildung 23: Durchschnittliches Arbeitnehmerentgelt, Brutto- 
und Nettoverdienst je Arbeitnehmer im Jahr 2008 

Deutschland 34.171 EUR 27.754 EUR 17.952 EUR

S-H 30.987 EUR 25.167 EUR 16.279 EUR

Arbeitnehmerentgelt 
(Personalkosten)

Bruttolohn Nettoverdienst

 

Quelle: Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung der Länder 2009; eigene Berechnungen der 
Prognos AG, 2009. 

Unter der Sparquote wird der Anteil der Ersparnis am verfügbaren 
Einkommen verstanden. Die in den 90er Jahren noch trendmäßig 
gesunkene durchschnittliche Sparquote der privaten Haushalte 
steigt seit dem Jahr 2000 wieder kontinuierlich an und erreicht 
mittlerweile einen Wert von 11,2% im gesamten Bundesgebiet 
(Jahr 2008). Die Sparquote fällt im Vergleich der Bundesländer 
sehr unterschiedlich aus und rangiert von 8,0% in Bremen bis 
12,4% in Baden-Württemberg.38 Nach Angaben des Arbeitskreises 
VGR der Länder beträgt die Sparquote in Schleswig-Holstein 
10,9%. Daraus ergibt sich eine im Bundesvergleich hohe Kon-
sumquote von 89,1%. 

Bei der Betrachtung regionaler Effekte muss berücksichtigt werden, 
dass nicht alle Konsumausgaben in der Region getätigt werden, son-
dern ein Teil der Konsumausgaben in andere Regionen abfließt. 
Denn ein Teil der Beschäftigten am Arbeitsort Schleswig-Holstein 
wohnt außerhalb des Bundeslandes (Einpendler) und schleswig-
holsteinische Arbeitnehmer geben einen Teil ihrer Konsumausgaben 
außerhalb des Bundeslands aus bzw. kaufen Produkte, die ander-
norts produziert werden. Die „Importquote“ wird maßgeblich durch die 
Größe und Wirtschaftsstruktur der jeweiligen Untersuchungsregion 
beeinflusst. Aus der amtlichen Statistik sind keine Angaben zu „Im-
portquoten“ der privaten Haushalte auf Regions- oder Bundesland-
ebene verfügbar. 

                                                

37  Aus Angaben der VGR errechnet sich eine gesamtwirtschaftliche  Steuerquote 22,5% (Steuern in % des BIP) im Jahr  
2008. Die Abgabenquote (Steuern + Sozialversicherung) beläuft sich auf 37,9% des BIP. 

38  Vgl. VGR der Länder. Für die Berechnung der einkommensinduzierten Wirkungen werden durchschnittliche Verbrauchs-
strukturen der Haushalte zugrunde gelegt. Gilt es zu ermitteln, welche Wirkung zusätzliches Einkommen hat, müssen 
marginale Konsumquoten herangezogen werden. Dies ist jedoch nicht die Fragestellung dieser Untersuchung. 
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Aus der bundesdeutschen Input-Output-Tabelle ist ersichtlich, 
dass rund 10,6% des privaten Verbrauchs durch Einfuhren aus 
dem Ausland gedeckt werden.39 Für das im Vergleich zu Schles-
wig-Holstein deutlich bevölkerungsreichere Baden-Württemberg ist 
bekannt, dass die privaten Haushalte ca. 26% ihres Bedarfs an 
Konsumgütern aus anderen Bundesländern und dem Ausland de-
cken.40 Nach der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe (EVS) 
stammen bei privaten Haushalten in den alten Bundesländern durch-
schnittlich 51% des privaten Verbrauchs überwiegend aus der regio-
nalen Produktion von Gütern und Dienstleistungen.41 Das DIW geht 
in einer Studie davon aus, dass 85% der Konsumausgaben von 
Berliner Angestellten in den lokalen Wirtschaftskreislauf fließen.42 
Mit Blick auf Vorgängeruntersuchungen43, bei denen der regionale 
Lieferanteil funktional in Abhängigkeit von der Höhe der regionalen 
Bruttowertschöpfung geschätzt wurde, halten wir es gutachterlich 
für gerechtfertigt, für Schleswig-Holstein von einer Importquote 
von 40% auszugehen.44 Dementsprechend verbleiben bei Berück-
sichtigung von Einpendlern und überregionalem Konsum 60% der 
Konsumausgaben der in Rehabilitationseinrichtungen Beschäftig-
ten in Schleswig-Holstein. Damit gehen wir zusammenfassend von 
folgenden Werten aus: 

Konsumquote     c = 89,1%  

Abgabenquote    t  = 48,7% 

Importquote    q = 40% 

Daraus folgt, dass die Haushalte von 1 € Einkommen (Entgelt) im 
Durchschnitt Ausgaben für Konsumzwecke in Höhe von 27 Cent in 
Schleswig-Holstein tätigen. Da diese Ausgaben ihrerseits zu weite-
rer Produktion, Einkommen und Konsumausgaben führen, erhöht 
sich der Einkommenseffekt für Schleswig-Holstein weiter, und 
zwar über alle Umsatzrunden um 38 Cent. Damit beläuft sich der 
Einkommensmultiplikator bei vorsichtiger Schätzung auf 1,38. 

Einkommensmultiplikator Schleswig-Holstein:  
1,38m =  

Der errechnete Einkommensmultiplikator (Gesamteinkommen zu 
Entgelten) bedeutet, dass 1 € der an die Beschäftigten gezahlten 

                                                

39  Vgl. Statistisches Bundesamt (2009): Input-Output Tabelle für das Jahr 2006. 
40  Vgl. Statistisches Landesamt Baden-Württemberg (1992), der einzigen verfügbaren amtlichen I-O-Tabelle für ein Bun-

desland. 
41  Vgl. Baumgartner, H. & B. Seidel (2001). 
42  Vgl. DIW (1997). Jedoch sind hiermit die direkten Ausgaben, z.B. auch in den Handel gemeint, nicht jedoch die Herkunft 

der bezogenen Waren und Dienstleistungen. 
43   Prognos AG/ Verwaltungshochschule Speyer (2007), a.a.O. 
44  Schleswig-Holstein hat mit einer Bruttowertschöpfung von rund 66 Mrd. € pro Jahr eine deutlich höhere Wirtschafts-

kraft als die durchschnittliche deutsche Raumordnungsregion mit ca. 23 Mrd. €. 
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Entgelte durch den oben beschriebenen Multiplikatorprozess wei-
tere 38ct indirekte Produktion und Einkommen in anderen Wirt-
schaftsbereichen auslöst. Dabei umfasst der Multiplikator indirekte 
und induzierte Effekte. Je kleiner die Regionsabgrenzung, desto 
geringer der Multiplikatoreffekt. Somit überrascht es wenig, dass 
der für Schleswig-Holstein errechnete Einkommensmultiplikator 
mit 1,38 unterhalb des entsprechenden Werts für die Bundesre-
publik (1,7) liegt. Zudem korrespondiert der Wert mit Einkommens-
multiplikatoren von 1,38 - 1,45, den das Institut für regionale Stu-
dien in Europa (EURES) in der Schweiz für Großstadtzentren und 
ihr Zentrenumland ermittelt hat, und mit dem Wert 1,36, den das 
ifo-Institut für die Stadt München errechnet hat. 
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6 Regionalökonomische Wirkungen des Reha-
Sektors  

Zur Ermittlung der regionalökonomischen Wirkungen dient die Be-
fragung der Reha-Kliniken als Grundlage. Mit der Befragung konn-
te eine Abdeckungsquote von rund 34% aller Reha-Kliniken in 
Schleswig-Holstein über die Fallzahlen erreicht werden. Ebenfalls 
liegt über die Zusammensetzung der geschichteten Stichprobe ei-
ne repräsentative Basis zugrunde. Geantwortet haben kleinere 
und insbesondere größere Einrichtungen, so dass sich die struktu-
relle Zusammensetzung des Rehabilitationsbereichs in Schleswig-
Holstein in den Primärdaten der Befragung widerspiegelt. Hierauf 
kann die Hochrechnung über die Fallzahlen solide und repräsen-
tative Werte ermitteln. Im Folgenden werden in erster Linie die be-
reits hochgerechneten Werte verwendet. 

6.1 Direkte Effekte der Reha-Kliniken – 
Beschäftigte und Wertschöpfung 

Als direkte regionalökonomische Effekte werden solche bezeich-
net, die direkt bei Reha-Kliniken in Schleswig-Holstein an den Be-
triebsstandorten auftreten. Betrachtet werden im Folgenden Be-
schäftigungseffekte sowie die von den Reha-Kliniken ausgehen-
den Beschaffungsvorgänge in Bezug auf Dienstleistungen und 
Waren. 

6.1.1 Beschäftigte bei den Reha-Kliniken 

Aus der amtlichen Statistik ist zu ermitteln, dass die Reha-Kliniken 
in Schleswig-Holstein rund 6.075 Mitarbeiter beschäftigen45. Hier-
bei sind rund 8,4% im ärztlichen Dienst und 91,6% im nicht-ärztli-
chen Dienst tätig. Bei den Beschäftigten im nicht-ärztlichen Dienst 
sind die Auszubildenden enthalten, die rund 2% an den insgesamt 
Beschäftigten ausmachen. Eine Analyse der Wohnorte der Mitar-
beiter hat mit Hilfe der Befragung gezeigt, dass rund 93% ihren 
Wohnsitz innerhalb Schleswig-Holsteins haben. Insofern pendeln 
7% der Beschäftigten aus anderen Bundesländern wie zum Bei-
spiel Hamburg, Niedersachsen und Mecklenburg-Vorpommern 
oder auch Dänemark nach Schleswig-Holstein. Dies deutet auf ei-
nen hohen Kaufkraftverbleib in der Region hin. 

                                                

45  Hierbei handelt es sich um alle Angestellten zum Stichtag 31.12. des jeweiligen Jahres. 
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Abbildung 24:  Wohnort der Beschäftigten der Reha-Kliniken 

Schleswig-Holstein

Hamburg

Niedersachsen
Bremen

Berlin

Mecklenburg-Vorpommern

93%

7%

 

Quelle: Darstellung Prognos AG 2010. 

Nach Hochrechnung der repräsentativen Stichprobe der Reha-Kli-
niken durch die Befragung ergibt sich ein Bruttoentgelt inkl. dem 
Arbeitgeberanteil von ca. 187 Mio. €. Auf die gleiche Art und Wei-
se kann ein Nettoentgelt der Beschäftigten von rund. 111 Mio. € 
ermittelt werden. Je Beschäftigten der Reha-Kliniken ergibt sich 
somit ein durchschnittliches Nettoentgelt von ca. 18.300 €. Wie die 
Berechnungen in Kapitel 3.4 gezeigt haben, liegt der Landes-
durchschnitt über alle Branchen bei 16.279 €. 

6.1.2 Direkte Wertschöpfung der Reha-Kliniken 

Nach Hochrechnungen der Prognos AG haben die Reha-Kliniken 
in Schleswig-Holstein 2009 Gesamterlöse in Höhe von ca. 
458,2 Mio. € erzielt und Sachausgaben (bzw. Vorleistungsbezüge) 
von rund 199,6 Mio. € getätigt. Die direkte Wertschöpfung der 
Reha-Kliniken, als Differenz von Gesamterlösen und Sachausga-
ben, liegt somit bei rund 258,6 Mio. € im Jahr 2009. Die direkten 
Wertschöpfungseffekte entsprechen der Wertschöpfung des Ver-
arbeitenden Gewerbes in Schleswig-Flensburg (253 Mio. €) oder 
rund 25 % der Wertschöpfung in der Land-, Forstwirtschaft und Fi-
scherei des Bundeslandes Schleswig-Holsteins. Somit stellen die 
Rehabilitationskliniken einen erheblichen Wirtschaftsfaktor mit gu-
ten Zukunftsaussichten für das Land Schleswig-Holstein dar. 

Ein Teil der Wertschöpfung bilden die Personalausgaben46, die 
hochgerechnet ungefähr 186,8 Mio. € betragen. Im Verhältnis zu 
den hochgerechneten Gesamterlösen der Reha-Kliniken machen 
die Sachausgaben somit ca. 44% und die Personalausgaben 41% 
aus. 

                                                

46 Die Personalausgaben werden auch als Bruttoentgelt inklusive Arbeitgeberanteil bezeichnet. 
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6.2 Indirekte Wirkungen aus den Investitions- und 
Sachausgaben der Reha-Kliniken 

Als indirekte Beschäftigungseffekte werden Arbeitsplätze bezeich-
net, die bei Zulieferern der Reha-Kliniken aufgrund der Nachfrage 
von Vorleistungsgütern entstehen. Das Ausgabenvolumen der 
Reha-Kliniken betrug im Jahr 2009 nach Auswertung der Befra-
gung und Hochrechnung anhand der Fallzahlen ca. 199,58 Mio. €. 
Darunter fielen Ausgaben von ca. 133,9 Mio. € in Schleswig-
Holstein an, was einen Anteil von rund 67% aller Ausgaben ent-
spricht (der gewichtete Mittelwert der regionalen Vorleistungsbe-
züge beträgt ca. 64%).  

Zu den Vorleistungsbezügen der Reha-Kliniken gehören lau-
fende Ausgaben für unternehmensbezogene Dienstleistungen47, 
die Bestellungen von Waren und Dienstleistungen, aber auch lau-
fende Investitionen. Hierzu zählen die Ausgaben für den Bezug 
und die Instandhaltung von medizinischen Geräten, der Gebäude, 
Nahrungsmittel, Transporte und sonstige Dienstleistungen, aber 
auch Energiekosten. Diese Bezüge lösen sog. indirekte Effekte in 
den Vorleistungssektoren aus und führen zu Wertschöpfung und 
Beschäftigung in den unmittelbaren und mittelbaren Vorlei-
stungsbranchen (Vorleistungsbranchen 2. Ordnung).  

Die Auswertung unternehmensbezogener Daten aus der Befra-
gung der Reha-Kliniken ermöglicht eine Aufteilung des Bestellvo-
lumens nach in Schleswig-Holstein bezogenen Leistungen. Die 
nachstehende Abbildung zeigt das Beschaffungsvolumen nach 
wichtigen Leistungsarten. 

                                                

47 Zu den unternehmensbezogenen Dienstleistungen gehören Ausgaben für die Wäscherei, externe Fort- und Weiterbil-
dungen, externer Bezug von Therapieleistungen und dergl.  
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Abbildung 25:  Bezogene Güter anhand der Vorleistungsverflech-
tung in % (Ausgaben insgesamt 2009) 
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Quelle: Prognos AG, 2010, auf Grundlage der Befragung der Reha-Kliniken. 

Einen großen Anteil an den bezogenen Vorleistungen haben Aus-
gaben in den Bereichen unternehmensbezogene Dienstleistungen 
(32,2%), Ernährungswirtschaft (15,1%), Dienstleistungen der Kre-
dit- und Versicherungswirtschaft (12,0%), Energie und Wasser 
(9,7%) sowie Bau / Innenausstattung / Instandhaltung (zusammen: 
13,1%). Auch die Nachfrage nach medizinischem Bedarf / Labor-
bedarf und Pharma (zusammen: 7,4%) machen einen nen-
nenswerten Anteil an den Gesamtausgaben aus. Dies zeigt, dass 
bei den indirekt von den Rehabilitations-Kliniken abhängigen Be-
schäftigten nicht nur an die Pharma- und Chemieindustrie zu den-
ken ist, sondern an alle geschaffenen Arbeitsplätze durch Vorlei-
stungsbezüge von Unternehmen, Energielieferern und Dienstlei-
stern. 

Eine regionale Zuordnung des Bestellvolumens der Reha-Klini-
ken nach dem Sitz der Lieferanten ergibt, dass der lokale Be-
schaffungsanteil in Schleswig-Holstein mit 67% oberhalb des 
Werts über alle Wirtschaftsbereiche in Schleswig-Holstein liegt 
(Mittelwert rund 54%). Diese Werte deuten auf eine höhere regio-
nale Einbindung der Rehabilitations-Kliniken in Schleswig-Holstein 
hin, als es im Durchschnitt über alle Branchen der Fall ist. Eine Ur-
sache hierfür liegt u.a. darin, dass besonders in den Bereichen un-
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ternehmensbezogene Dienstleistungen, Ernährungswirtschaft, 
Wasser und Energie die regionale Bezugsquote recht hoch ist. 

Die nachfolgende Tabelle 7 stellt in den ersten beiden Spalten die 
Ausgaben (inkl. laufender Investitionen) insgesamt und der in 
Schleswig-Holstein verbleibenden Ausgaben der schleswig-
holsteinischen Rehabilitations-Kliniken dar. Die Branchen-
Aufteilung entspricht der Systematik der 12 Wirtschaftsbereiche 
der amtlichen Input-Output-Tabelle. 

Aus der Höhe der Nachfrage nach Leistungen und Waren von 
199,58 Mio. € kann errechnet werden, welche Wertschöpfungs- und 
Beschäftigungseffekte in den Vorleistungsbranchen (und den Vor-
leistungsbranchen der Vorleistungsbranchen etc.) in Schleswig-
Holstein entstehen. Durch Einspeisen des Ausgabenvektors (Spalte 
1) in das entwickelte Input-Output-Modell lassen sich die indirekten 
Effekte in den vorleistenden Branchen bestimmen, die durch die Ver-
flechtung der Wirtschaftsbereiche entstehen. 

Die Produktionswerte in Spalte 3 geben an, welche Produktion 
(Umsätze) in den vorleistenden Branchen und ihren jeweiligen 
Vorleistern angeregt wird. Die Produktion, die in der gesamten 
Wirtschaft angeregt wird, ist somit höher als der eigentliche Aus-
gabenimpuls der Rehabilitations-Kliniken. Es wird eine Produktion 
in Höhe von 188,8 Mio. € (Summenwert in Spalte 3) ausgelöst. 
Dieser Produktionswert entspricht einer Bruttowertschöpfung 
von 93,9 Mio. € (Spalte 4). Zu berücksichtigen ist des Weiteren 
zusätzlicher Konsum, der durch Begleitpersonen/Besucher und 
Patienten von außerhalb Schleswig-Holsteins in die Region fließt 
(siehe Kapitel 6.4). 

Ergebnis dieser Berechnung ist auch, dass der regionalspezifi-
sche Vorleistungsmultiplikator für die Region Schleswig-
Holstein bezogen auf die typischen Ausgaben der Rehabilitations-
Einrichtungen 1,41 ist, d.h. eine Nachfrage bzw. ein Ausgabenim-
puls von 1 € nach Vorleistungsgütern und -dienstleistungen führt 
durch die Vorleistungsverflechtung zu einer gesamtwirtschaftlichen 
Erhöhung der Produktion um 1,41 €. 
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Tabelle 7: Ausgabeimpuls und indirekte Beschäftigungswirkung in Schleswig-Holstein durch die Reha-Kliniken sowie der Patienten 
und Begleitpersonen 2009 (in Mio. €, ohne MwSt) 

Lfd. Nr. Zusammengefasste Wirtschaftsbereiche

Lfd. Ausgaben 
der Reha-
Kliniken

davon: 
Ausgaben in 
Schleswig-

Holstein

Produktionswert 
aller 

Vorleistungs-
stufen Wertschöpfung

Erwerbstätige 
indirekt

1 2 3 4 5

1 Land- und Forstwirtschaft, Fischerei 0,14 0,08 3,82 1,31 56

2
Bergbau, Gewinnung v. Steinen und Erden, Energie 
und Wasser

19,51 16,53 19,72 8,08 70

3
Mineralölerzeugnisse, chem. Erzeugnisse, Glas, 
Keramik

1,76 1,31 3,23 0,74 9

4 Metalle 0,14 0,04 0,74 0,19 3

5
Maschinen, Fahrzeuge, DV-Geräte, 
elektrotechnische Geräte 

12,52 6,86 8,40 2,44 31

6
Textilien, Lederwaren, Erzeugnisse d. Holz- u. 
Papiergewerbes, Sekundärrohstoffe u. ä.

2,18 0,99 1,93 0,64 13

7
Nahrungs- und Futtermittel, Getränke, 
Tabakerzeugnisse

29,82 26,96 30,19 6,80 176

8 Bauarbeiten 12,39 9,62 11,31 4,56 118

9
Handelsleistungen, Reparaturen, Verkehrs- u. 
Nachrichtenübermittlungs-DL, Gaststätten-DL

13,32 8,33 15,63 8,12 208

10
DL der Kreditinstitute u. Versicherungen, DL des 
Wohnungswesens, unternehmensbez. DL

101,24 57,64 84,00 54,24 530

11
Gesundheits-, Veterinär- u. Sozialwesen, Erziehung 
u. Unterricht, Entsorgung

6,39 5,55 6,84 4,75 124

12
Öffentl. Verw., Verteidigung, Sozialvers., DL von 
Kirchen, priv. Haushalte, Kultur-DL

0,14 0,12 2,97 1,99 51

13 Summe 199,58 134,03 188,80 93,86 1.390
 

Quelle: Berechnungen Prognos AG, 2010; Abweichungen in den Summen durch Rundung möglich.
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In Tabellenspalte 5 ist ersichtlich, dass 1.390 Erwerbstätige in 
den vorleistenden Wirtschaftsbereichen vom Rehabilitations-
Klinikbetrieb abhängen. Die folgende Abbildung stellt noch einmal 
den Wirkungskanal der indirekten Effekte dar:  

 

Abbildung 26: Wirkungskette der indirekten Effekte 
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Quelle: Prognos AG, 2010. 

Es fällt auf, dass besonders viele Arbeitsplätze in den Bereichen 
Handel, Gastgewerbe sowie den unternehmensbezogenen Dienst-
leistungen von dem Betrieb der Rehabilitations-Kliniken abhängen. 
Hohe Effekte werden auch in der Nahrungs- und Futtermittelin-
dustrie sowie im Bau und bei den Dienstleistungen des Gesund-
heits-, Veterinär- und Sozialwesen, Erziehung, Unterricht, Entsor-
gung. 
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6.3 Einkommensinduzierte Effekte Reha-Kliniken  

Induzierte Effekte sind solche, die aus den Konsumausgaben der 
Reha-Klinik-Beschäftigten resultieren. Auf die 1.883 Beschäftigten 
der befragten Rehabilitations-Kliniken, von denen im Mittel 93% 
(1.745) ihren Wohnsitz in der Untersuchungsregion haben, entfiel 
ein Arbeitsentgelt von zusammen ca. 63,2 Mio. € im Jahr 2009 
inkl. AG-Anteilen an der Sozialversicherung. Hochgerechnet und 
regionalisiert nach dem Wohnortprinzip ergibt sich ein annähern-
des Gesamtbruttoentgelt inkl. Arbeitgeberanteilen von 174 Mio. €. 

Ein Teil der Einkommen wird von den Beschäftigten für Kon-
sumausgaben in der Region verwendet. Nach Abzug der Sozial-
abgaben, Steuern und der Ersparnis (siehe Kapitel 5.4) der Haus-
halte sind es 47,6 Mio. €, die von dem Einkommen in Schleswig-
Holstein ausgegeben werden. Diese Ausgaben führen zur Entste-
hung von weiteren Einkommen bei den Beschäftigten in den Kon-
sumgüterbranchen, und damit zu erneuten Konsumausgaben, die 
wiederum zur Generierung weiterer Einkommen führen. 

Durch diesen sog. Einkommensmultiplikatoreffekt erhöht sich 
das gesamtwirtschaftliche Einkommen (direkter, induzierter und 
indirekter Effekt). Der zuvor errechnete Einkommensmultiplikator 
für Schleswig-Holstein von m = 1,38 gibt die Stärke des Multiplika-
toreffekts an (vgl. Kapitel 5.4). Das Gesamteinkommen in 
Schleswig-Holstein erhöht sich damit durch den Multiplikatoreffekt  
auf 239 Mio. € pro Jahr. Von diesem Einkommen werden – ge-
mäß den angesetzten Werten für die Import-, Konsum- und Abga-
benquote – 27% für den Konsum in der Region ausgegeben. Dies 
entspricht einer gesamten Konsumnachfrage durch das Ein-
kommen (direkt, indirekt, induziert) in Schleswig-Holstein um 
65,6 Mio. € pro Jahr. Zur besseren Erläuterung: Dieser Wert be-
deutet, dass die Entgelte der Beschäftigten bei den Rehabilitati-
ons-Einrichtungen in Höhe von 174 Mio. €48 letzten Endes dazu 
führen, dass die Konsumgüterbranchen und anderen Vorleistungs-
branchen in der Region einen Nachfrageimpuls von 65,6 Mio. € er-
fahren. 

Die Konsumausgaben bedeuten Umsätze bei den Unternehmen 
und lösen dort Wertschöpfung und den Bezug von Vorleistungen 
aus.49 Bei einer mittleren Wertschöpfung pro Erwerbstätigen von 
51.835 €50 in Schleswig-Holstein errechnet sich ein Verhältnis von 
rund 9 Erwerbstätigen je 1 Mio. EUR Produktionswert (ohne 

                                                

48  Dieser Wert bezieht sich auf das Einkommen, das bei Beschäftigten mit Wohnsitz in Schleswig-Holstein entsteht. 
49  Das Verhältnis Wertschöpfung zu Vorleistungen beträgt im Schnitt aller Unternehmen etwa 1 : 1. Vgl. Statistisches 

Bundesamt: Input-Output-Tabelle der Bundesrepublik Deutschland, Tabelle 2.1: Koeffizienten der Input-Output-
Tabelle. 

50  Vgl. VGR der Länder (2010), Werte am aktuellen Rand liegen für das Jahr 2008 vor. 
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MwSt.). Die induzierte Konsumnachfrage von 65,6 Mio. EUR si-
chert damit die Beschäftigung von 598 Erwerbstätigen. 

Die Wirkungskette der induzierten Effekte verdeutlicht zusam-
menfassend Abbildung 27. 

Abbildung 27: Wirkungskette der induzierten Effekte 

Einkommen der 
in den Rehakliniken
Beschäftigten

174 Mio. €

Gesamteinkommen
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Konsum in 
Schleswig-Holstein

65,6 Mio. €

Erwerbstätige in 
Schleswig-Holstein

598

Einkommensmultiplikatoreffekt
(1,38)  

Quelle: Prognos AG, 2010. 

 

6.4 Ausgaben der Patienten und Begleitpersonen 
außerhalb der Reha-Kliniken 

Die Eingangsparameter für den jeweiligen Ausgabenvektor der Pa-
tienten und Begleitpersonen zur Berechnung der indirekten Effekte 
sind aus Sekundärstudien51 zum Ausgabenverhalten von Touris-
ten innerhalb Deutschlands abgeleitet worden. Zusätzlich wurde 
die Schätzung über Fachgespräche zum Beispiel mit der Touris-
mus-Agentur Schleswig-Holstein GmbH flankiert und in einem 
zweiten Schritt durch einen Bottum-up-Ansatz validiert („Gegens-
tromprinzip“). 

Dabei wurden die erhobenen Daten auf der Basis von Fachge-
sprächen mit Kliniken und der Auswertung von Unternehmensda-
tenbanken52 (Abschätzung der Zusammensetzung der Wirt-
schaftsstruktur aufgrund der Nachfrage von Patienten) plausibili-
siert.  

Ausgabenhöhe und Berechnung 

Bei der Berechnung der Ausgabenhöhe müssen die Konsumaus-
gaben der Patienten und der Begleitpersonen unterschieden wer-
den. Die Patienten werden in der Regel vollständig verpflegt und 

                                                

51  Dwif, 2010: Ausgaben der Übernachtungsgäste in Deutschland, Schriftenreihe Nr. 53/2010, München. 
52  Hierbei wurde insbesondere auf Unternehmensdatenbanken Creditreform und Hoppenstedtt zurückgegriffen. Die 

Auswertungen wurden für Damp und nähere Umgebung vorgenommen, da die Wirtschaftstruktur in Damp und nähe-
rer Umgebung durch die Konsumausgaben der Patienten und Begleitpersonen bestimmt ist. Hierbei wurden der Ge-
sundheitssektor sowie direkt von ihm abhängige Bereiche nicht berücksichtigt. 
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sind aufgrund von Behandlungen einer zeitlichen Restriktion bei 
der Freizeitgestaltung unterworfen. Die Begleitpersonen werden 
touristische und kulturelle Angebote sowie Dienstleistungen des 
Gastgewerbes intensiver nutzen. Für die zwei Gruppen wird auf 
Basis des Bottom-up-Ansatzes von den folgenden durchschnittli-
chen Ausgaben ausgegangen 53 

Tabelle 8:  Höhe der Ausgaben pro Tag 

Freizeit 
(Unterhaltung / Kultur / lokaler 
Transport)

2,80 7,30**

Ausgaben für 
Gastronomie/ Lebensmittel

7,10 15,40***

Sonst. Ausgaben 
(Dienstleistungen / Konsumgüter)

9,80* 13,00***

Summe 19,70 35,70

Ausgaben pro Tag und Pers. in € Patient Begleitperson

 

*Als Wert für sonst. Dienstleistungen wurden die Angaben der Unterkunftsart Erholungs-
heime übernommen. 
**Entspricht dem Durchschnittswert der Ausgaben von Übernachtungsgästen in Schleswig-
Holstein. 
***Hier gehen Ausgabenarten der Unterkunftsart „Erholungsheime“ mit ein. 
Quelle: dwif e.V., 2010: Ausgaben der Übernachtungsgäste in Deutschland. 

Die Abschätzung der Gesamteffekte erfolgt auf der Grundlage der 
Befragung. In deren Rahmen sind zum einen Angaben zur durch-
schnittlichen Verweildauer der Patienten und zum anderen Be-
gleitpersonentage und deren Herkunft (außerhalb Schleswig-
Holstein) angegeben. Es wurden nur Ausgaben berücksichtigt, die 
außerhalb der Klinik und von Personen mit Wohnsitz außerhalb 
der Untersuchungsregion getätigt wurden, um Beschäftigungswir-
kungen zu ermitteln, die durch die zusätzliche Nachfrage von aus-
wärtigen Patienten und Begleitpersonen in Schleswig-Holstein 
entstehen. Die Ausgaben der Begleitpersonen und Patienten mit 
Wohnsitz Schleswig-Holstein werden nicht berücksichtigt, da es 
sich hier nicht um einen zusätzlichen Konsum handelt, der in die 
Region getragen wird. 

Auf Basis dieser Ausgaben ergibt sich folgendes Ergebnis: Die re-
sultierenden Ausgaben betragen ca. 37,3 Mio. €. Dieser Wert setzt 

                                                

53  Die Übernachtungsausgaben der Begleitpersonen wurden nicht gesondert erfasst, hierzu liegen aus der Befragung 
keine Zahlen vor. Daher wurde auf die gerade erschienene Studie „Ausgaben der Übernachtungsgäste in Deutsch-
land“ zurückgegriffen. In dieser wurden die Ausgaben der Übernachtungsgäste nach Unterkunft- und Ausgabenarten 
für Schleswig-Holstein aufgeschlüsselt. Als eine Unterkunftsart sind die Vorsorge- und Rehakliniken hier mit aufge-
führt, womit sehr genaue Daten vorliegen. Bei den Begleitpersonen wurde zusätzlich auf die Unterkunftsart „Erho-
lungsheime“ zurückgegriffen. 
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sich aus den Ausgaben der Patienten mit 33,6 Mio. € und der Be-
gleitpersonen mit Ausgaben in Höhe von 3,7 Mio. € zusammen. 
Insgesamt werden durch den Konsum von Gütern und Dienstleis-
tungen der Patienten und Begleitpersonen in Schleswig-Holstein 
340 Erwerbstätigenplätze pro Jahr gesichert. Die Effekte sind 
hierbei defensiv geschätzt. Dabei wird berücksichtigt, dass nur die 
Übernachtungsgäste bei den Begleitpersonen und keine Personen 
erfasst sind, die eine klinikexterne Unterkunft in Anspruch nehmen. 

Abbildung 28: Ausgabeninduzierte Effekte der Patienten und Be-
gleitpersonen mit Wohnsitz außerhalb Schleswig-
Holsteins 

Ausgaben der 
Patienten in S-H
außerhalb der Klinik

33,6 Mio. € Gesamtausgaben

37,3 Mio. €

Erwerbstätige in 
Schleswig-Holstein

340
Ausgaben der Be-
gleitpersonen in S-H
außerhalb der Klinik

3,7 Mio. €
 

Quelle: Prognos AG, 2010. 

 

6.5 Gesamtwirtschaftliche Wirkungen der Reha-
Kliniken in Schleswig-Holstein 

In diesem Kapitel werden die gesamtwirtschaftlichen Wirkungen 
der Rehabilitations-Einrichtungen in ihrer Gesamtheit betrachtet. 
Neben den direkten Beschäftigungseffekten bei den Einrichtungen 
werden durch die Auftragsvergabe der Rehabilitations-Kliniken und 
Ausgaben der Patienten und Begleitpersonen Wertschöpfungs- 
und Beschäftigungseffekte bei vielen weiteren Unternehmen und 
auch deren Zulieferern ausgelöst. Zu beachten sind aber auch die 
sog. induzierten Effekte, die dadurch entstehen, dass die Klinik-
Beschäftigten einen Teil ihrer Einkommen in der Region veraus-
gaben. 

 

6.5.1 Gesamte Wertschöpfungs- und Arbeitsplatzeffekte 

Der volkswirtschaftliche Gesamteffekt, den die Rehabilitations-
Kliniken in Schleswig-Holstein auslösen, ergibt sich aus der Addi-
tion der direkten, induzierten und indirekten Effekte. Betrachtet 
werden die Arbeitsplatz- und Wertschöpfungseffekte sowie die fis-
kalischen Einnahmen auf der kommunalen Ebene. 
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Im Rahmen ihrer Geschäftstätigkeit beschäftigten die Reha-
Kliniken im Jahr 2008 direkt insgesamt 6.075 Personen, von de-
nen nach Angaben der Reha-Kliniken in der Befragung im Mittel 
rund. 93% in Schleswig-Holstein wohnen. Diese beziehen insge-
samt ein Entgelt von ca. 174 Mio. €. Von diesen direkt den Rehabi-
litations-Kliniken zurechenbaren Effekten strahlen weitere indirekte 
Effekte in die Region ab:  

Durch die Verdienstausgaben der bei den Rehabilitations-Kliniken 
Beschäftigten werden 598 weitere Arbeitsplätze in der Region ge-
sichert oder geschaffen (induzierte Beschäftigung). Auch sind 
die Patienten und Begleitpersonen, die von außerhalb Schleswig-
Holsteins kommen zu berücksichtigen. Durch ihren Konsum von 
lokalen Gütern und Diensten werden zusätzlich 340 Arbeitsplätze 
geschaffen (z.B. im Bereich personenbezogener Dienstleistungen, 
Einzelhandel, usw.). Des Weiteren wird durch den Bezug der Re-
habilitations-Kliniken von Lieferungen und Leistungen aus 
dem Bundesland Schleswig-Holstein ein jährlicher Nachfrageim-
puls von 134 Mio. € ausgelöst und damit weitere Wirtschaftstätig-
keit angeregt. Dadurch wird in der Region eine Bruttowertschöp-
fung von 94 Mio. € erreicht, die die Arbeitsplätze von 1.390 Er-
werbstätigen im gesamten Bundesland Schleswig-Holstein 
schafft oder sichert. 

Folgende Abbildung zeigt die Zusammensetzung der Beschäftig-
ten: 

Abbildung 29:  Gesamte von den Reha-Kliniken ausgehende 
Beschäftigungseffekte in Schleswig-Holstein 
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Quelle: Prognos AG, 2010. 
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Insgesamt hängen in Schleswig-Holstein rund 8.403 Erwerbstäti-
ge von dem Betrieb der Reha-Kliniken ab. Der Wert entspricht ca. 
0,7% aller statistisch erfassten Erwerbstätigen in Schleswig-
Holstein. Das bedeutet einen Beschäftigungsmultiplikator von 
rund 1,4.  Mit anderen Worten: Auf jeden der Beschäftigten bei 
den Reha-Kliniken kommen rechnerisch 0,4 weitere Erwerbstätige 
in der Region hinzu, die in Vorleistungsbranchen und Konsumgü-
terbereichen tätig sind. Der resultierende Konsum von 
102,9 Mio. € setzt sich aus den in der Region verbleibenden Aus-
gaben der bei den Reha-Kliniken Beschäftigten (65,6 Mio. €) und 
den Konsumausgaben für lokale Güter und Dienste in Schleswig-
Holstein der Patienten und Begleitpersonen (37,3 Mio. €) zusam-
men. 

Die Wertschöpfung von 415,7 Mio. €, die bedingt wird durch die 
Tätigkeit der Rehabilitationseinrichtungen und den Ausgaben von 
den Reha-Kliniken, Beschäftigten, Patienten und Begleitpersonen, 
setzt sich aus der direkten Wertschöpfung und der Wertschöpfung 
bei den Zulieferern sowie der konsuminduzierten Wertschöpfung 
zusammen. Hierbei wurde die Wertschöpfung angestoßen durch: 

Tabelle 9: Angestoßene Wertschöpfung in der Zusammenschau 

Direkte Wertschöpfung Reha-Kliniken 258,6

Indirekte Wertschöpfung durch Güter- und 
Dienstleistungsnachfrage der Reha-Kiniken

93,9

Nachfrageinduzierte Wertschöpfung 63,2

über Einkommen der direkt Beschäftigten 34,9

über Ausgaben der Patienten und Begleitpersonen 19,9

über Einkommen in Vorleistungsbranchen 8,4

Summe 415,7

Wertschöpfung angestoßen durch
Wertschöpfung in 

Mio. €

 

Quelle: Prognos AG, 2010. 

Dieser Wertschöpfungseffekt repräsentiert 0,63 % der gesamten 
Wertschöpfung in Schleswig-Holstein. Die folgende Abbildung 
zeigt, dass die indirekte und induzierte Wertschöpfung in erster Li-
nie im Handel, im Gast- und Transportgewerbe sowie bei den un-
ternehmensnahen Dienstleistungen erbracht wird. Das ist aufgrund 
der Zusammensetzung der Konsum- bzw. Ausgabenvektoren 
nachvollziehbar. Insbesondere betrifft dies Ausgaben der Reha-
Kliniken bei dem Einkauf von Dienstleistungen wie Wäscherei, ex-
terne Dienstleister im Gesundheitswesen aber auch Service-
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Leistungen im Zuge von Wartungs- und Instandhaltungsmaßnah-
men. Hierbei spielen aber auch Ausgaben der Beschäftigten eine 
Rolle z.B. im Bereich der Wohnungswirtschaft. Der vergleichswei-
se hohe Wert im Bereich Handel, Transport, Gastgewerbe und 
Nachrichtübermittlung erklärt sich über die Nachfrage von Kon-
sumgütern der Patienten und Begleitpersonen sowie der Beschäf-
tigten im Bereich des Gastgewerbes und des Einzelhandels. 

Abbildung 30: Von den Reha-Kliniken abhängige Wertschöp-
fung in Mio. € in Schleswig-Holstein 
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Quelle: Prognos AG, 2010. 

Die Bedeutung dieser Effekte lässt sich am geeignetsten mit weite-
ren Referenzwerten verdeutlichen. Die 8.403 Vollzeit-Beschäftig-
ten, die im Zusammenhang mit dem Rehabilitationsklinikbetrieb in 
Schleswig-Holstein entstehen, entsprechen den Sozialversiche-
rungspflichtigen Beschäftigten (SVB) des Wirtschaftszweiges Apo-
theken; Facheinzelhandel mit medizinischen, orthopädischen und 
kosmetischen Artikeln im gesamten Bundesland (8.871 SVB), der 
SVB im Bereich Hotellerie (8.430).54 Auch durch den „Frachtum-

                                                

54  Die Angaben beruhen auf der WZ 2003 und dem Stichtag 30.06.2008. Quelle: Bundesagentur für Arbeit (2009): So-

zialversicherungspflichtig Beschäftigte am Stichtag 30.06.2008. 
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schlag und die Lagerei“ am Hamburg Hafen werden ähnlich viele 
Arbeitsplätze gesichert.55 

Die in der Region Schleswig-Holstein entstehende Wertschöpfung, 
die in den Zusammenhang mit dem Rehabilitationsbetrieben ge-
bracht werden kann, in Höhe von 415,7 Mio. €, liegt auf dem Ni-
veau der Wertschöpfung im Verarbeitenden Gewerbe des Land-
kreises Rendsburg-Eckernförde (417 Mio. €)56. Der Vergleich mit 
aktuellen Großprojekten gibt darüber hinaus eine gute Vorstellung, 
welche Dimension die Wertschöpfungseffekte haben: Im Vergleich 
zu den Wertschöpfungseffekten, die durch den Neubau des BBI in 
Berlin und Brandenburg (1.424 Mio. €)57 oder die im Rahmen der 
Hamburger Konjunkturoffensive (1,395 Mrd. €)58 entstehen, ma-
chen die Effekte der Reha-Kliniken etwa 30 % aus. 

Im Verhältnis zum gesamten Wirtschaftsbereich „Gesundheits-, 
Veterinär- und Sozialwesen“ in Schleswig-Holstein macht die 
Wertschöpfung der Reha-Kliniken etwa 8% aus.  

                                                

55 Vgl. Bundesagentur für Arbeit , 2009: Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte am Stichtag 30.06.2008, Nürnberg. 
56  Quelle: Statistische Ämter der Länder (2008): Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung der Länder, Reihe 2 Kreisergeb-

nisse Band 1; aktuellstes Werte Stand Mai 2010. 
57 Vgl. IfV Köln/KE Consult, 2009: Wirtschaftliche Effekte des Airports Berlin Brandenburg International – Update 2009 –, 

Köln. 
58 Vgl. Prognos AG, Ökonomische Wirkungseffekte der „Konjunkturoffensive Hamburg“ 



 

 Seite 65 

6.5.2 Fiskalische Effekte 

Die folgende Betrachtung zu den fiskalischen Effekten der Reha-
Kliniken stellt in erster Linie auf die durch die Tätigkeit der Reha-
Kliniken induzierten Steuereinnahmen (haushaltswirksame Ein-
nahmen) vor Länderfinanzausgleich und daneben auch auf das 
erhobene kassenmäßige Steueraufkommen ab. Zuerst wird ein 
allgemeiner Überblick über die Problemstellung bei der Erhebung 
gegeben. Folgend wird kurz auf die direkten Steuereinnahmen 
durch die Rehabilitations-Kliniken eingegangen. Fehlende Anga-
ben werden hierbei durch Kennziffern unter Zuhilfenahme der amt-
lichen Statistik ersetzt. Anschließend wird auf die induzierten fiska-
lischen Effekte fokussiert. 

Wichtigste arbeitsplatzabhängige Steuereinnahmen auf Ebene der 
Kommunen sind die Gewerbesteuer, die Grundsteuer, der Ge-
meindeanteil an der Lohn- und Einkommensteuer. Auf Landes-
ebene sind der Anteil am Lohn- und Einkommensteueraufkommen 
sowie der Anteil am Körperschaftsteueraufkommen zu berücksich-
tigen. Die Umsatzsteuer darf nach heutigen Verteilungsmaßstäben 
nicht in die relevanten Einnahmen auf Gemeindeebene einbezo-
gen werden, da der Gemeindeanteil allen bundesdeutschen Ge-
meinden nach Schlüsseln zugewiesen wird.  

Um die spezifischen arbeitsplatzabhängigen Steuereinnahmen be-
stimmen zu können, müssen die für einzelne Steuerarten relevan-
ten Arbeitsplatzzahlen bestimmt werden. Bis auf zwei Ausnah-
men sind das grundsätzlich alle Beschäftigungsverhältnisse (1.273 
Tsd.) inkl. der Selbständigen und Beamten, deren Gesamtzahl aus 
der VGR für Schleswig-Holstein (Erwerbstätigenrechnung) ent-
nommen werden kann. Die Ausnahmen sind die Gewerbe- und die 
Körperschaftsteuer, die nur von Privatunternehmen gezahlt wer-
den und die folglich nur für die privatwirtschaftlichen Arbeitsplätze 
relevant ist. Zur Ermittlung der Erwerbstätigenzahl des privaten 
Sektors in den beiden Ausnahmefällen wird von der Gesamtzahl 
der Erwerbstätigen die Zahl der Beschäftigten im öffentlichen Sek-
tor (Gebietskörperschaften, Sozialversicherung, Organisationen 
ohne Erwerbszweck) von 431 Tsd. abgezogen. Es ergeben sich 
842 Tsd. Erwerbstätige im privaten Sektor. Durch Quotientenbil-
dung erhält man in Spalte 5 der Tabelle 10 die Steuereinnahmen 
Schleswig-Holsteins pro (privatwirtschaftlichen) Arbeitsplatz (AP) 
vor Umverteilung durch den Länderfinanzausgleich (LFA). So 
nimmt Schleswig-Holstein über alle Erwerbstätigen je Arbeitsplatz 
z.B. 1.867 € im Jahr an Lohnsteuer ein. 
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Tabelle 10: Steueraufkommen und Steuereinnahmen in Schleswig-
Holstein im Jahr 2008 

          

Steuerart 
Steueraufkom-
men 2008 in 
Tsd. € 

Steuerein-
nahmen nach 
Zerlegung in 
Tsd. € (2008) 

Arbeitsplätze 
2008 (Tsd. Er-
werbstätige) 

Steuereinnah-
men je AP in € 

Gemeinschaftssteuern 8.720.047*       

Lohnsteuer 3.193.919 
2.376.943 1.273 1.867 

Veranlagte Einkommenssteuer 1.205.492 
Nicht veranlagte Steuern vom  
Ertrag 254.512 289.402 1.273 227 
Körperschaftsteuer 481.710 

Zinsabschlagsteuer 218.833 181.529 1.273 143 
Umsatzsteuer (Steuern vom Umsatz 
bei Steuereinnahmen) 3.584.414   

    

Gewerbesteuerumlage (Land)   56.910 842** 68 
Erhöhte Gewerbesteuerumlage 
(Land)   109.334 842** 130 

Reine Landessteuern 705.812       

Grunderwerbsteuer 205.898 205.898 1.273 162 

Kfz-Steuer 313.825 313.825 1.273 247 

Gemeindesteuern 1.388.129 3.178.235     

Gewerbesteuerumlage -- -192.272 842** -228 

Gewerbesteuer (brutto) 1.004.843 1.004.843 842** 1.193 

Grundsteuer A 19.507 19.507 1.273 15 

Grundsteuer B 318.734 318.734 1.273 250 
Anteil an Lohn, veranl. Einkommens-
steuer und Zinsabschlag   877.077 

1.273 
689 

Gemeindeanteil an Umsatzsteuer   88.294 1.273 69 

Gesamteinnahmen ausgewählter 
Steuereinnahme-Posten vor LFA   6.712.076 ∑ 4.832 

** nur privatwirtschaftliche Arbeitsplätze. 
* ohne Zinsabschlagsteuer. 
Quelle: Prognos AG, 2010 auf Grundlage von Daten des Bundesamt für Statistik, 2010 und 
Statistisches Amt für Hamburg und Schleswig-Holstein. 

Aus den Befragungsangaben ergeben sich nach Hochrechnung 
insbesondere für das Lohnsteueraufkommen pro Beschäftigten 
überdurchschnittliche Effekte, verglichen mit der amtlichen Statis-
tik. So liegt die abgeführte Lohnsteuer bei rund 30,3 Mio. €. Das 
entspricht einem Wert pro Beschäftigten von rund 4.985 €59 vor 
Zerlegung und Umverteilung. Auswertungen bezüglich weiterer 
Steuerarten wie Gewerbesteuer60, Köperschaftsteuer, Grundsteu-
er und sonst. Steuern waren nicht möglich. Die Fallzahlen hinsich-
tlich der Angaben zu den weiteren Steuerarten in der Befragung 
sind für eine repräsentative Hochrechnung zu gering. 

                                                

59  Die Durchschnittsbelastung mit Lohnsteuer beträgt pro Beschäftigten laut Bund der Steuerzahler 4.462 €. Dieser Wert 
liegt in der Nähe des ermittelten Wertes pro Beschäftigten der Reha-Kliniken. 

60  Bei der Gewerbesteuer ist jedoch zu berücksichtigen, dass nach § 3 GewStG die meisten Einrichtungen von der 
Gewerbesteuer befreit sind. So sind z.B. in der amtliche Statistik der Gewerbesteuer im Jahr 2004 lediglich 486 Ein-
richtungen im Vorsorge- und Rehabilitationsbereich in Deutschland insgesamt aufgeführt, die Gewerbsteuer entrichtet 
haben. 
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Referenzwerte in der Tabelle 10 können aus mehreren Gründen 
von den hochgerechneten Werten auf Grundlage der Befragung 
abweichen wie im Beispiel der Lohnsteuer ersichtlich ist. Einerseits 
beziehen sich die Werte in Spalte 5 der Tabelle 10 auf alle Er-
werbstätigen (außer bei der Gewerbesteuer) über alle Branchen 
hinweg. Andererseits zeigen die Werte die Steuereinnahmen je 
Arbeitsplatz nach Zerlegung der Mittel, die Schleswig-Holstein im 
Jahr 2008 aus den im Bundesland generierten Steuereinnahmen 
vor dem Länderfinanzausgleich (LFA) zustanden. Dennoch stellen 
die Werte geeignete Größen dar, um die fiskalischen Effekte durch 
die Tätigkeit der Rehabilitations-Klinken (z.B. der Vorleistungsbe-
züge) zu bestimmen. Insofern können Schleswig-Holstein spezifi-
sche Kennziffern/Werte, die sich auf alle Branchen beziehen an-
gesetzt werden, da die Verflechtung der Vorleistungsbezüge und 
Konsumausgaben in alle Branchen hineinreicht. 

Die Steuereinnahmen in Schleswig-Holstein je Arbeitsplatz betra-
gen nach diesen Rechnungen 4.832 € pro Jahr. Wichtigste Ein-
nahmequelle sind dabei die Lohnsteuer, die Gewerbesteuer sowie 
die Landes- und Gemeindeanteile an den Lohn- und Einkommen-
steuer- sowie Körperschaftsteueraufkommen. Pro Erwerbstätigen 
hat Schleswig-Holstein im Jahr 2008 Gewerbesteuer in Höhe von 
1.193 € eingenommen. Auf Grundlage der Daten des Statistischen 
Bundesamtes ergibt sich, dass die Grundsteuer B pro Erwerbstäti-
gen 250 € im Jahr 2008 betrug. 

Für die Reha-Kliniken ergeben sich somit folgende approxi-
mative fiskalische Effekte für Schleswig-Holstein nach den 
Steuerarten: Köperschaftsteuer von ca. 1,4 Mio €, Grundsteuer B 
von ca. 1,5 Mio € und der abgeführten Lohnsteuer in Höhe von ca. 
16,4 Mio. € nach Zerlegung (vor Zerlegung 30,3 Mio. €)61. Das 
entspricht zusammen Einnahmen von rund 19,3 Mio. €. 

Mittels der erhobenen Kennziffern werden nun die fiskalischen Ef-
fekte, die indirekt durch die Rehabilitations-Einrichtungen bei Vor-
leistungsunternehmen ausgelöst werden sowie die Effekte, die 
durch Konsumausgaben resultieren, abgeschätzt. Hierzu wird die 
Anzahl der von den Reha-Kliniken indirekt abhängigen Erwerbstä-
tigen verwendet. In Schleswig-Holstein hängen 2.328 Arbeitsplätze 
von der Nachfrage der Reha-Kliniken, ihrer Beschäftigten, Patien-
ten und Begleitpersonen ab (ohne die direkt Beschäftigten). Die 
folgende Tabelle gibt die Rechenergebnisse der fiskalischen Effek-
te wieder: 

                                                

61  Für die Lohnsteuer lagen alle Werte über die in der Befragung erhobenen Primärdaten vor, so dass hochgerechnet 

und nicht auf die allgemeineren Kennziffern, die sich aus der amtlichen Statistik ergeben haben, zurückgegriffen wer-

den konnte. 
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Tabelle 11: Induzierte fiskalische Effekte in Schleswig-Holstein in 
Mio. € 

          

Steuerart 
Einnahmen in 
Vorleistungs-
branchen 

Einnahmen 
konsumindu-
ziert Be-
schäftigte 

Einnahmen 
konsumindu-
ziert Patienten 
Begleitpers. 

Einnahmen 
induziert ge-
samt 

Gemeinschaftssteuern         

Lohnsteuer 
2,60 1,12 0,63 4,35 

Veranlagte Einkommenssteuer 
Nicht veranlagte Steuern vom Ertrag 

0,32 0,14 0,08 0,53 
Körperschaftsteuer 

Zinsabschlagsteuer 0,20 0,09 0,05 0,33 
Umsatzsteuer (Steuern vom Umsatz 
bei Steuereinnahmen) 

        

Gewerbesteuerumlage (Land) 0,09 0,04 0,02 0,16 

Erhöhte Gewerbesteuerumlage (Land) 0,18 0,08 0,04 0,30 

Reine Landessteuern         
Grunderwerbsteuer 0,22 0,10 0,05 0,38 

Kfz-Steuer 0,34 0,15 0,08 0,57 

Gemeindesteuern         
Gewerbesteuerumlage -0,32 -0,14 -0,08 -0,53 

Gewerbesteuer (brutto) 1,66 0,71 0,41 2,78 

Grundsteuer A 0,02 0,01 0,01 0,04 

Grundsteuer B 0,35 0,15 0,09 0,58 
Anteil an Lohn, veranl. Einkommens-
steuer und Zinsabschlag 

0,96 0,41 0,23 1,60 

Gemeindeanteil an Umsatzsteuer 0,10 0,04 0,02 0,16 

Gesamteinnahmen ausgewählter 
Steuereinnahme-Posten vor LFA 6,72 2,89 1,64 11,25 

Quelle: Prognos AG, 2010. 

Bezogen auf das geschaffene Beschäftigungsvolumen bedeutet 
dies arbeitsplatzabhängige Steuereinnahmen für Schleswig-
Holstein in den Reha-Klinik vorgelagerten Branchen von ca. 
6,72 Mio. € pro Jahr. Den Ausgaben der Beschäftigten sind Steu-
ereinnahmen von 2,89 Mio. € pro Jahr zurechenbar sowie durch 
die Begleitpersonen und Patienten 1,64 Mio. € an Steuereinnah-
men in der Region verbleiben. 

Insgesamt belaufen sich damit die induzierten Steuereffekte vor 
LFA auf Steuereinnahmen in Höhe von insgesamt 11,25 Mio. € 
pro Jahr für Schleswig-Holstein. In der Gesamtschau resultieren 
aus den direkten und induzierten Effekten Steuereinnahmen in 
Höhe von rund 30,55 Mio. €. Das gesamte Steueraufkommen der 
Reha-Kliniken entspricht etwa dem Einnahmeausfall, den schles-
wig-holsteinische Kommunen im Jahr 2009 zu verkraften hatten.62 

                                                

62 Vgl. www.schleswig-holstein.de oder www1.ndr.de/nachrichten/schleswig-holstein/steuerschaetzung112.html 
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7 Ausblick: Die künftige volkswirtschaftliche 
Bedeutung der Rehabilitation 

Die medizinische Rehabilitation sichert Wachstum und Beschäf-
tigung in Deutschland. Der zunehmende Fachkräftemangel wird 
die volkswirtschaftliche Bedeutung der medizinischen Rehabilitati-
on in Zukunft weiter erhöhen. Die Ergebnisse einer Prognos-
Studie63 belegen, dass die deutsche Volkswirtschaft bereits heute 
für jeden in die medizinische Rehabilitation investierten Euro 5 Eu-
ro zurückerhält – und diese (volkswirtschaftliche) Rendite kann in 
Zukunft noch weiter ansteigen. 

Durch die medizinische Rehabilitation Erwerbstätiger bleiben der 
Volkswirtschaft jährlich über 150.000 Arbeitskräfte erhalten, die 
ohne die Maßnahmen aus dem Arbeitsleben (frühzeitig) ausschei-
den würden. Für fünf bedeutende Indikationen64 machte der Re-
habilitationseffekt im Jahre 2005 rund 0,26% des Bruttoin-
landsproduktes (BIP) aus. Dieser Anteil lässt sich unter realisti-
schen Annahmen auf 0,61% im Jahr 2025 steigern.  

Abbildung 31: Anteil des Netto-Nutzens (rehabilitationsbeding-
tes BIP abzgl. indirekter Kosten) am Gesamt-
BIP, 2005 - 2025 
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Quelle: Prognos 2010. 

                                                

63 Die medizinische Rehabilitation – Sicherung von Beschäftigung und Wachstum, Prognos 2009. 
64 Rückenschmerzen, Herz-Kreislauf-Krankheiten, Entwöhnungsbehandlung, Psychosomatik, Atemwegserkrankungen. 

Diese fünf Indikationen machten im Jahr 2005 ca. 45% aller medizinischen Rehabilitationsmaßnahmen der gesetzli-

chen Rentenversicherung aus.  
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Unter Berücksichtigung der indirekten Kosten, die durch den Ar-
beitsausfall während der Rehabilitationsmaßnahme entstehen, 
lässt sich der Nettoeffekt der medizinischen Rehabilitation für die 
fünf Indikationen auf 5,8 Mrd. Euro im Jahre 2005 beziffern. Unter 
realistischen Annahmen bezüglich der Steigerung von Wirksamkeit 
und Inanspruchnahme der medizinischen Rehabilitation ließe sich 
ein volkswirtschaftlicher Nutzen in Höhe von 23,2 Mrd. Euro für die 
fünf Indikationen erzielen.  

Auch für die sozialen Sicherungssysteme rechnet sich die medi-
zinische Rehabilitation Erwerbstätiger schon heute und noch ver-
stärkt im kommenden Jahrzehnt. Zum einen werden zusätzliche 
Einnahmen generiert, zum anderen werden Rentenzahlungen 
durch den späteren Renteneintritt vermieden. Somit werden die 
Ausgaben bereits im Status quo mehr als gedeckt. Unter Zugrun-
delegung eines realistischen Szenarios kann bis 2025 diese positi-
ve Rendite von 0,3 Mrd Euro auf 3,8 Mrd Euro erhöht werden. 

Abbildung 32:  Rehabilitationsbedingte Einnahmen und Ausga-
ben aller Sozialversicherungszweige, Realisti-
sches Szenario, 2005 - 2025 
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Quelle: Prognos 2010  

Um das Ziel einer höheren Rendite zu erreichen, ist die Wirksam-
keit der medizinischen Rehabilitation und deren Nachweis weiter 
zu erhöhen und der vorhandene Rehabilitationsbedarf besser aus-
zuschöpfen. Hier sind sowohl die Leistungserbringer, die Reha-
Träger als auch die politischen Entscheidungsträger gefordert. 
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Im Kern muss es darum gehen, die medizinische Rehabilitation 
hinsichtlich ihrer Akzeptanz, ihrer Rahmenbedingungen und ihrer 
Vernetzung im Gesundheitswesen weiter voran zu bringen. 

Mit Blick auf den demografischen Wandel und den sich verän-
dernden Arbeitsmarkt wird deutlich, dass die medizinische Rehabi-
litation heute kein kurähnliches Luxusgut wie in früheren Zeiten 
mehr ist. Angesichts des prognostizierten Fachkräftemangels65 
wird die Nachfrage nach auch im fortgeschrittenen Alter leistungs-
fähigen Arbeitnehmern wachsen. Für das Ziel der „Rente mit 67“ 
stellt eine qualitativ hochstehende Rehabilitation somit eine wichti-
ge Voraussetzung dar. Ähnliches gilt für die dank medizinischer 
Rehabilitation gewonnene Lebensqualität und damit auch die Kos-
tenersparnis gegenüber der kostenintensiven Pflege. Die beiden 
Grundsätze „Reha vor Rente“ und „Reha vor Pflege“ sind zeit-
gemäße Antworten auf die derzeitigen und zukünftigen Herausfor-
derungen der Gesellschaft. 

                                                

65 Prognos 2008, Arbeitslandschaften 2030 
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Anhang 

Anhang I: Vorgehen bei der Input-Output-Rechnung 

(1) Zur Berechnung der quantitativen Wirkungen wird die Input-
Output-Rechnung herangezogen. Die Berechnungen basieren auf 
dem offenen statischen Leontief-Modell. Als offen wird es des-
halb bezeichnet, da die Endnachfragebereiche exogen gesetzt 
sind. Das Modell ist statisch, da es konstante technische Input-
koeffizienten unterstellt. D. h., die für die laufende Produktion not-
wendigen Inputs sind direkt proportional mit den Outputs ver-
knüpft.66 Mit der sog. Input-Output-Rechnung lässt sich über die 
Vorleistungs-Matrix bestimmen, welche indirekten Wirkungen eine 
Endnachfrage entfaltet. Es lassen sich also über die direkt von der 
Endnachfrage ausgelösten Umsätze hinaus solche Effekte quanti-
fizieren, welche bei den zuliefernden Wirtschaftsbereichen (und 
auch ihren Zulieferern wiederum) über die Vorleistungsverflech-
tung auftreten. 

(2) Die Matrizenrechnung erlaubt es, sämtliche Vorleistungsver-
flechtungen in einem Rechenschritt zusammenzufassen und nicht 
Umsatzrunde für Umsatzrunde durchzugehen. Hierzu wird der je-
weilige Ausgabenvektor Y, der die Vorleistungsnachfrage (z.B. lau-
fende Ausgaben und Investitionen) nach 12 Wirtschaftsbereichen 
differenziert darstellt, mit der sog. „inversen Leontief-Matrix“ mul-
tipliziert. Als Ergebnis erhält man einen Spaltenvektor X, der die 
sektoralen Bruttoproduktionswerte angibt. Dies ist der Gesamtout-
put aller Wirtschaftsbereiche, die zur Erstellung der Vorleistungen 
notwendig sind.  

(3) Als Formel ausgedrückt, deren Herleitung sich weiter unten 
befindet, lässt sich der Zusammenhang darstellen als: 

X = (E – A)-1 Y = CY 

mit: 

X = Vektor der sektoralen Bruttoproduktionswerte 

Y = Ausgabenvektor 

E = Einheitsmatrix 

                                                

66  Zu weiteren Annahmen der Input-Output-Modelle wie der Unterstellung linearer Produktionsfunktionen, zeitlich kons-

tanter Input-Strukturen, unbeschränkte Kapazitäten vgl. Statistisches Bundesamt, Volkswirtschaftliche Gesamtrech-

nung, Fachserie 18, Reihe 2, Input-Output-Rechnung, Wiesbaden 2000; alternativ:  Volkswirtschaftliche Gesamtrech-

nung, Fachserie 18, Reihe 2, Input-Output-Rechnung, Wiesbaden 1995, S. 58 ff. 
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A = Quadratische Matrix der Input-Koeffizienten   
       (intersektorale Vorleistungsverflechtung) 

C = (E – A)-1  inverse Leontief-Matrix 

(4) Auf diese Weise lässt sich ermitteln, wie viel in sämtlichen 
Wirtschaftsbereichen (inkl. aller Vorleistungsstufen) produziert 
werden muss, um Endprodukte im Wert von 1 Mio. EUR herzustel-
len. Detaillierte Ausführungen zu Input-Output-Tabellen und zur 
Input-Output-Rechnung finden sich in den Publikationen des Sta-
tistischen Bundesamtes: Stahmer, C./ Bleses, P./ Meyer, B.: Input-
Output-Rechnung, Instrument der Politikberatung, Wiesbaden 
2000, sowie Statistisches Bundesamt: Volkswirtschaftliche Ge-
samtrechnung, Fachserie 18, Reihe 2, Input-Output-Rechnung, 
Wiesbaden 2000. 

 

Lösung des offenen statischen Leontief-Modells 

(5) Unter der Annahme linear-homogener und limitationaler Pro-
duktionsfunktionen ergibt sich die Leontief-Produktionsfunktion67: 

jijij xax =  

Dabei sind: 

ijx   Vorleistungen des Sektors i an Sektor j 

jx   Gesamtoutput des Sektors j (Bruttoprod.wert) 

iy   Lieferungen des Sektors i an die Endnachfrage 

j

ij

ij
x

x
a =  Inputkoeffizient der Bezüge des Sektors j von i 

Es lässt sich für den Produktionsbereich i folgende Bilanzglei-
chung aufstellen: 

i

n

j

jiji yxax +=∑
=1

 

                                                

67  Zur folgenden Darstellung vgl. Stäglin, R.: Input-Output-Modelle, in: Brümmerhof, D./Lützel, H.: Lexikon der volkswirt-

schaftlichen Gesamtrechnung, 3. Aufl., München/Wien/Oldenburg 2002, S. 190-193. 
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(6) Die Formel drückt aus, dass der Output des Sektors i von 
der Endnachfrage sowie den Vorleistungsnachfragen aller anderen 
Sektoren abhängt. Die Produktionsfunktion und die Identitätsglei-
chung kann für jeden Wirtschaftsbereich gebildet werden. Folglich 
lässt sich die Struktur einer Wirtschaft durch ein System von Glei-
chungen beschreiben, dessen spezifische strukturelle Eigen-
schaften durch die numerischen Werte der Input-Koeffizienten ge-
geben sind, die aufgrund einer Input-Output-Tabelle berechnet 
werden können.  

 

(7) Dieses System ist in der Matrixschreibweise definiert als: 

YAXX +=  

mit: 

X = Spaltenvektor des technologisch abhängigen Outputs 
      (Produktion); besteht aus den Elementen x1 bis xn 

Y = Spaltenvektor der exogenen Endnachfrage 

E = Einheitsmatrix 

A = Quadratische Matrix der Input-Koeffizienten   
       (intersektorale Vorleistungsverflechtung) 

C = inverse Leontief-Matrix 
 

(8) Die Auflösung der Matrixgleichung nach X ergibt die Lösung 
des Modells, d.h. die Bestimmung der sektoralen direkten und indi-
rekten Bruttoproduktionswerte bei exogen vorgegebener Endnach-
frage: 

CYYAEX =−=
−1

)(  
 

(9) In der Lösung des Gleichungssystems ist E die Einheitsmat-
rix, eine Matrix bei der die Hauptdiagonale 1 und alle anderen Ele-
mente Null sind. (E-A)-1 stellt die Inverse der Matrix der Input-Ko-
effizienten dar und wird als Leontief-Matrix bezeichnet. Mit Hilfe 
der Lösungsgleichung können nun auf einfachem Weg aus der 
Endnachfrage die Produktionswerte aller Sektoren inkl. Vorleistun-
gen errechnet werden. 
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Anhang II: Herleitung des Einkommensmultiplikators 

(1) Gibt ein Unternehmen 1 EUR an Personalausgaben aus, so 
wird vom Empfänger des Einkommens ein Teil davon wieder 
für Konsumausgaben verwendet. Diese Ausgabe führt zur 
Generierung weiteren Einkommens, so dass sich ein iterati-
ver Multiplikatorprozess fortsetzt. Ein Einkommensmultiplika-
tor gibt an, um wie viel eine zusätzliche Ausgabe von 1 EUR 
letzten Endes das gesamtwirtschaftliche Einkommen erhöht. 
Der Multiplikator m ist also ein Vielfaches des durch die pri-
mären Personalausgaben ausgelösten Gesamteinkommens. 

(2) Zur Berechnung des Einkommensmultiplikators geht man 
von der gesamtwirtschaftlichen Einkommensverwendungs-
gleichung aus: 

)( MXICY −++=  

 
(3) Die Bruttowertschöpfung Y entspricht der Summe der in ei-

nem Jahr insgesamt produzierten und verkauften Waren und 
Dienstleistungen der letzten Verwendung. Das sind zum ei-
nen die Konsumgüter C, zum anderen die Investitionsgüter I 
sowie der Außenbeitrag, also Exporte abzüglich der Importe 
(X-M). Auf der rechten Seite der Gleichung ist ausschließlich 
der Konsum C abhängig vom Einkommen Y. Fasst man I 
und (X-M) zu den autonomen Ausgaben A zusammen und 
stellt die Abhängigkeit des Konsums C von Y dar, so erhält 
man: 

YqtcYfC )1)(1()( −−==  

AYqtcY +−−= )1)(1(  
 

(4) Die Höhe des Konsums hängt von Einkommen Y, von der 
Steuerquote t, der marginalen Konsumquote c und der Im-
portquote q ab. Stellt man die Gleichung nach Y um, so er-
hält man: 

mAA
qtc

Y =

−−−

=

)1)(1(1

1
 

 

(5) Der Multiplikator ist in dieser Formel direkt ablesbar und gibt 
die Veränderung von Y in Abhängigkeit von einer Verände-
rung der autonomen Ausgaben A an. Der Multiplikator be-
trägt: 

)1)(1(1

1

qtc
m

−−−

=  
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Anhang III: Geschätzte Input-Koeffizienten der regionalen Input-Output-Tabelle Schleswig-
Holstein (Produktion und Importe in % des Produktionswert) 

Input-Koeffizienten der Input- Output-Tabelle Schleswig-Holstein 2006
- regionale Produktion -

in % des Produktionswertes

Input der Produktions bereiche 1)

1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12 13

Output nach Gütergruppen 2)

  1 Erzeugn. der Land- u. Forstwirtschaft, Fischerei .........................  8,9      0,0      0,1     -     -      0,8      11,0     -      0,1      0,0      0,1      0,2      0,5     1

  2 Bergbauerzeugnisse, Steine und Erden,

  Energie und Wasser ..................................................................  1,1      11,6      6,8      2,1      0,3      1,2      1,1      0,4      0,4      0,1      0,5      0,4      1,3     2

  3 Mineralölerzeugnisse, chemische Erzeugnisse, Glas,

  Keramik, bearbeitete Steine und Erden .....................................  3,1      0,7      11,9      1,3      1,5      2,3      1,1      4,6      0,8      0,1      0,8      0,3      1,9     3

  4 Metalle ..........................................................................................  0,3      0,4      0,3      12,5      2,8      0,4      0,2      1,6      0,1      0,0      0,1      0,1      1,3     4

  5 Maschinen, Fahrzeuge, DV-Geräte, e-techn. Geräte ..................  0,7      1,3      0,3      0,5      9,3      0,3      0,2      1,7      0,5      0,1      0,3      0,5      1,9     5

  6 Textilien, Bekleidung, Leder und Lederwaren, Erz.

   des Holz-, Papiergewerbes, Sekundärrohstoffe u.ä. ................  0,2      0,1      0,5      0,4      0,4      9,8      0,7      1,1      0,4      0,3      0,4      0,3      0,8     6

  7 Nahrungs- und Futtermittel, Getränke, Tabakerzeugnisse ..........  3,4     -      0,2     -     -      0,0      9,7      0,0      0,7      0,0      0,7      0,2      0,6     7

  8 Bauarbeiten ..................................................................................  0,4      1,0      0,2      0,2      0,1      0,3      0,2     -      0,4      1,5      0,8      0,9      0,8     8

  9 Handelsleistungen, Verkehrs- und Nachrichten-

  übermittlungs-DL, Gaststätten-DL .............................................  4,4      3,5      3,7      4,0      4,1      5,9      7,3      4,3      14,2      0,8      2,3      2,8      5,0     9

 10 DL der Kreditinst. u. Versicherungen, DL des Woh-

  nungsw. und sonstige unternehmensbezogene DL ...................  10,6      7,0      7,8      4,0      7,3      8,0      9,5      11,7      11,0      20,2      6,7      6,4      10,9     10

11 DL des Gesundheits-, Veterinär- u. Sozialwesens,

   Erziehungs- u. Unterrichts-DL, Entsorg.leist. ............................  1,2      0,4      0,8      0,4      0,2      0,6      0,5      0,3      0,7      0,6      4,3      1,1      0,9     11

12 DL d. öffentl. Verwaltung, Verteid., Sozialvers., 

  DL von Kirchen, Kultur-DL u.ä., DL priv. Haushalte ..................  0,5      3,7      0,5      0,3      0,4      1,8      0,7      0,7      0,8      1,5      1,0      7,4      1,4     12

13 Vorleistungen aus Schleswig-Holstein .........................................  34,8      29,7      33,2      25,8      26,5      31,3      42,3      26,4      30,1      25,2      17,9      20,6      27,2     13

14 Vorleistungen aus anderen Gebieten u. Ausland ...................  28,8      27,9      43,5      47,2      43,9      34,9      33,7      32,5      16,6      8,9      9,6      9,1      24,2     14
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tenüber-
mittlung,
Beherb.-
u. Gast-

stätten-DL

DL der
Kreditinst.
u. Vers.,
DL des

Grundst.- u.
Wohn.-
wesens

u. untern.-
bezogene DL

Lfd.
Nr.

Gegenstand
der

Nachweisung

Input
der

Produk-
tions-

bereiche
zu-

sammen

Lfd.
Nr.

Erzg. v.
Prod.
der

Land- u.
Forst-
wirt-

schaft,
Fischerei

Gew. v.
Bergbau-

erz.,
Steinen

u. Erden,
Erzg. v.
Energie

und
Gew. v.
Wasser

H.v.
Mineral-
ölerz.,
chemi-
schen
Erz.,
Glas,

Verarb. v.
Steinen
u. Erden

Erzg.
und

Bearb.
von

Metallen

H.v.
Ma-

schinen,
Fahr-

zeugen,
DV-

Geräten,
e-techn.
Geräten

H.v.
Textilien,
Beklei-
dung,
Leder,
Holz,

Papier,
Sekundär-
rohstoffen

u.ä.

Quelle: Prognos 2010 


